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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

1000 
Mill. Std. 
Mill DM 

Mill DM 
Mill. DM 
Mill. DM 

Mill DM 
Mill DM 
Mill DM 

Energieverbrauch 1000 t SKE 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Auftragseingang 3 

Baugenehmigungen 4 

1000 
Mill. Std. 
Mill DM 

Mill. DM 
Mill. DM 

Wohnbau 
Nichtwohnbau 

Wohnungen 
1 000 m 3 umbaut er Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (einschi.Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 .- 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (einschl Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 .- 100 

Fremdenverkehr 5 

Ankünfte 
Übernachtungen 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Ausfuhr 

Ausfuhr 
Ausfuhr ohne Schiffe 

Kredite 6 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

1000 
1000 

Anzahl 

Mill. DM 
Mill . DM 

Mill. DM 
Mill. DM 

Jüngster Monat 

absolut Veränderung 
zum Vorjahr 

(gleicher Monat) 
in% 

November 1985 

167 0,1 
17 4,7 

686 + 2,5 

3100 1,8 
2444 3,1 

656 + 3,2 

1 732 + 7,2 
1 198 + 5,3 

534 + 12,0 

41 - 8,6 
4 - 16,5 

149 - 15,8 

402 - 13,5 
183 + 14,6 

591 -36,8 
375 + 19,8 

Oktober 1985 

112,7 + 3,5 

101,7 

249 
1 057 

+ 5,6 

+ 10,7 
+ 6,4 

November 1985 

118 297 + 6,9 

Oktober 1985 

829,1 - 39,2 
829,0 - 37,6 

9722 
44063 

+ 1,3 
+ 5,0 

Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung 
zum Vorjahr 
(gleiche Zeit) 

in% 

Januar bis November 1985 

166 + 0,8 
16 1,2 

533 + 4,1 

3036 + 1,4 
2382 + 2,3 

654 1,7 

1 729 + 5,8 
1 155 + 1,2 

574 + 16,7 

41 - 12,9 
4 - 18,6 

106 - 18,9 

311 - 11 '1 
199 - 8,1 

712 -29,4 
412 + 3,0 

Januar bis Oktober 1985 

108,2 + 1,2 

110,8 

273 
1 550 

- 0,2 

+ 4,7 
+ 0,0 

Januar bis November 1985 

117059 + 7,8 

Januar bis Oktober 1985 

834,8 
795,8 

9678 
43227 

+ 0,3 
- 2,1 

+ 2,6 
+ 5,2 

1) Betriebe mit Im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten Zur Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 
2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 3) Nur Betnebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschafhgten 
4) Nur Ernchtung neuer Gebäude 5) in Beherbergungsstatten mit 9 und mehr Gästebetten (einschließlich Jugendherbergen, 
ohne Campingplatze) 6) an inliindlsche Unternehmen und Private 7) einschließlich durchlaufender Kredite 
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Aktuelle Auslese 

Trend zu kleineren Betrieben im 
Bauhauptgewerbe hält an 

Die Totalerhebung zum 30. Juni 1985 gibt 
-- ein deutliches Bild des Konjunkturtiefs im 
schlcs\\ig-holsteinischen Bauhauptgewerbe Innerhalb ei­
nes Jahres schrumpfte die Beschäftigtenzahl um 13 OJo auf 
42 130, also auf eine Höhe der frühen fünfziger Jahre. 

Gleichzeitig veränderten sich auch die Betriebs- und Per­
sonalstruktur. Zum 30. Juni 1985 zählte man 3 096 Be­
triebe, 1,4 OJo weniger als ein Jahr zuvor. Die Zahl der 
Betriebe ab 20 Personen ging um 12 OJo auf 501 Betriebe 
mit nur noch 26 181 Beschäftigten(- 18 OJo) zurück. Da­
gegen nahm die Zahl der Betriebe mit weniger als 20 Be­
schäftigten um 25 leicht zu. Im Bereich dieser jetzt 2 594 
Kleinbetriebe hielt sich der Personalabbau in Grenzen 
(- 4 %). 

Die Gruppe der technischen und kaufmännischen Ange­
stellten und deren Auszubildende nahm mit - 8 OJo gegen­
über dem allgemeinen Personalabbau von 13 11/o unter­
durchschnittlich ab. Höhere Freisetzungsraten weisen da­
gegen die Fachkräfte auf (Maurer - 20 OJo, Betonbauer 
- 31 fTJo, Ztmmerer- 22 UJo). Der Rückgang der Fachwer­
ker lag mit - 14 OJo etwa im Durchschnitt. 

Fast 13 000 Vertreter 
sind zu wählen 

Bei der Kommunalwahl am 2. März 1986 
sind für die Kreis- und Gernemdevertretun­

gen 12 969 Vertreter zu wählen, und zwar 184 in den kreis-

freien Städten, 507 in den Kreisen und 12 278 in den kreis­
angehörigen Gemeinden. Ihre Zahl kann sich noch durch 
Mehr- und weitere Sitze erhöhen. Bei der letzten Kom­
munalwahl sind dadurch letztlich 13 092 anstelle von 
12 981, also 111 mehr, gewählt worden. 

Von den 12 969 Vertretern sind 7 114 als unmittelbare und 
5 855 als Listenvertreter zu wählen. 

In 27 Gemeinden mit welliger als 70 Einwohnern wird kei­
ne Gemeindevertretung gewählt. An ihre Stelle tritt die 
Gemeindeversammlung. 

Patienten in Krankenhäusern 

1984 sind in den 126 Krankenhäusern 
Schleswig-Holsteins an 416 000 Patienten 
8,3 Mill. Pflegetage erbracht worden. Die 

durchschnittliche Verweildauer errechnet sich mit 20,9 Th­
gen. Sie betrug für Akutkranke 12,8 Thge, für Nicht-Akut­
Kranke (d. i. Neurologie, Kuren, Rehabilitationen, Sucht­
kranke, jedoch ohne Psychiatrie) 32,5 Thge und in der Psy­
chiatrie (einschl. Heil- und Pflegeanstalten) 187 Tage. Die 
geleisteten Pflegetage verteilen sich auf dtese drei Kate­
gorien der Zweckbestimmung deutlich anders als die Pa­
tienten. ln Akut-Betten lagen 83 fTJo der Kranken mit 
51 OJo der Ptlegetage, in }';icht-Akut-Betten 14 OJo der Kran­
ken mit 21 fTJo der Pflegetage und in Psychiatrie-Betten 
3 fTJo der Kranken mit 28 Ufo aller Pflegetage Die 14 332 
Akut-Betten waren zu 82 fTJo ausgelastet, die 5 603 Nicht­
Akut-Betten zu 87 % u nd die 6 751 Psychiatrie-Betten 
zu 93 Ufo. Insgesamt errechnet sich eine durchschnittliche 
Auslastung von 85 fTJo. 
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Die statistische Abgrenzung des Staatsverbrauchs 

Kaum eine Größe der Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen ist in so hohem Maße definitionsbedürftig 
wie der Staatsverbrauch. Es spielen nicht nur Abgren­
zungsprobfeme des Sektors Staat eine Rolle, sondern 
auch die Fragen, inwieweit man die staatlichen Leistun­
gen den Investitionen, den Vorleistungen der Unterneh­
men oder gar dem privaten Konsum zurechnen muß. 
Auf diese definitorischen Probleme wird im ersten Teil 
des Aufsatzes eingegangen. Hauptthema bildet aber 
die Regionalisierung des Staatsverbrauchs, die in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der 
Länder wegen der überregionalen Aktivität zentralstaat­
licher Instanzen von besonderer Bedeutung ist. Die 
beim Sektor Staat ebenfalls zu beachtenden Besonder­
heiten der preislichen Produktionsbewertung und der 
Deflationierung werden nicht näher beleuchtet. 

Wo liegen die sektoralen Grenzen? 

Da die Gesamtrechnungsergebnisse u. a. zu interre­
gronalen Vergleichen herangezogen werden, orientiert 
sich die Definition des Staates in den VGR des Stati­
stischen Bundesamtes• an internationalen Syste­
matiken: 

Der Sektor Staat umfaßt in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen alle Institutionen, deren Aufgabe 
überwiegend darin besteht, Dienstleistungen eigener 
Art für die Allgemeinheit zu erbringen, und die sich 
hauptsächlich aus Zwangsabgaben finanzieren . Über 
den Staat vollzieht sich der überwiegende Teil der Ein­
kommensumverteilung in der Volkswirtschaft. Zum 
Staat zählen die Gebietskörperschaften und die Sozial­
versicherung. ln deren Eigentum befindliche Unterneh­
men rechnen, unabhängig von ihrer Rechtsform, nicht 
zum Sektor Staat; sie werden im Unternehmenssektor 
nachgewiesen. 

Zu den Gebietskörperschaften gehören der Bund ein­
schließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonder­
vermögen, die Länder einschließlich Stadtstaaten so­
wie die Gemeinden und Gemeindeverbände (Ämter, 
Kreise, Bezirks- und Landschaftsverbände usw.) ein­
schließlich der kommunalen Zweckverbände. Nicht ein-

1 StaUstisches Bundesamt. Fachserie 18. Ae1he S 6. Der Staat 
1n den Volkswrrtschaftllchen Gesamtrechnungen 

geschlossen sind die Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein und die Bundesanstaft für fandwirtschaft­
liche Marktordnung (früher Einfuhr- und Vorratsstelle). 
Der Teilsektor Sozialversicherung umfaßt in den Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen die Rentenversi­
cherungen der Arbeiter und Angestellten, die knapp­
schaftliehe Rentenversicherung, die Altershilfe für 
Landwirte, Zusatzversorgungseinrichtungen für Ange­
stellte und Arbeiter des Bundes, der Länder, der Ge­
meinden und anderer öffentlicher Körperschaften, die 
gesetzliche Krankenversicherung, die gesetzliche Un­
fallversicherung und die Arbeitslosenversicherung. 

Der Staat ist in den VGR also keineswegs identisch mit 
dem "öffentlichen Dienst", denn Bahn und Post wie 
auch andere Staatsunternehmen zählen zum Sektor 
Unternehmen. 

Es wäre ohne weiteres denkbar, dem Staatssektor auch 
einige "parafiskalische"2 Einrichtungen hinzuzurech­
nen. Denn wenn es nicht Kirchen, Wohffahrtsorgani­
sationen, Stiftungen, Vererne, Parteien, Gewerkschaf­
ten u. ä. gäbe, müßte der Staat dort stärker aktiv wer­
den, wo er sich nach dem Subsidiaritätsprinzip zurück­
hält. Umgekehrt haben allerdings auch die Leistungen 
der sog. Organisationen ohne Erwerbszweck auch an­
dere als Staatsverbrauchsefemente, nämlich solche 
des privaten Verbrauchs. Daher ist die komplette insti­
tutionelle Zuordnung dieser Einrichtungen zum Sektor 
Staat nicht sinnvoll . Es wäre aber vertretbar, den nicht 
verkauften Teil des Produktionswerts, also den Eigen­
verbrauch der Organisationen ohne Erwerbszweck zu 
einem allerdings quantifizierungsbedürftigen Teil als 
Quasi-Staatsverbrauch auszuweisen. 

Was "verbraucht" der Staat? 

Dem Staat werden von der Gesellschaft Aufgaben zu­
gewiesen. Er hat Einnahmen und Ausgaben, wobei die 
Einnahmen nicht nur zwangsweise entstehen. Im Wirt­
schaftskreislauf tritt er als Produzent, als Investor und 
als Konsument auf. Als Produzent staatlicher Leistun-

2 Vesper, 0., Entwicklung und Struktur des Staatsverbrauchs 
1961 brs 1974, rn· DIW (Hrsg.), Vrertel)ahreshelte zur Wrrt· 
schaftsforschung, Heft 1/1977, S. 35 
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gen kauft er auch von anderen und verkauft (Gebüh­
ren und Betträge) an andere Sektoren. Wenn man von 
der Aufgabendeterminierung absieht, liegt der Unter­
schied zum Unternehmenssektor zunächst nur darin, 
daß der Staat seine Produktion zu einem bedeutenden 
Teil ohne direktes Entgelt abgibt oder, anders aus­
gedrückt. selbst verbraucht. Die Bedeutung des Staa­
tes für die Volkswirtschaft erschöpft sich allerdings nicht 
in seiner Rolle als Wirtschaftssubjekt, sondern zu ihr 
gehören auch die mittelbaren Auswirkungen, die er 
durch Gestaltung der Rahmenbedingungen erzielt. Da­
zu zählen insbesondere auch Normen für die Transak­
tionen, die sich primär in der Umverteilungsrechnung 
der VGR niederschlagen. 

Die Käufe und Verkäufe staatlicher Produktion finden 
in nicht unbeträchtlichem Umfang auch zwtschen den 
Teilsektoren, insbesondere zwischen den Krankenhäu­
sern der Gebietskörperschaften und der Sozialversiche­
rung statt. Der Staatsverbrauch ist definiert als Pro­
duktionswert des Staates abzüglich Verkäufe von Ver­
waltungsleistungen, wobei beim Staat die Besonder­
heit gilt, daß der Produktionswert zum fiktiven 
Marktpreis erst additiv ermtttelt werden muß: 

Staatliche Personalausgaben • 
+ Abschreibungen 
+ Produktionssteuern 

• Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen 
+ Käufe für d1e laufende Produktion 
a Produktionswert 

- Verkäufe von Verwaltungsleistungen 
• Staatsverbrauch 

Entstehungsrechnung 

I Verwendungsrechnung 

')ohne Löhne und Gehälter fur selbsterstellte Angaben 

Die in dem Schema verwendeten Oberbegriffe .,Entste­
hungsrechnung" und ,Yerwendungsrechnungu charak­
terisieren Teilsysteme der VGR. Der Staatsverbrauch 
ist also Bestandteil der Verwendungsrechnung. Er bil­
det mit den (pnvaten und staatlichen) Anlageinvestitio­
nen, mit dem privaten Verbrauch und in der Länder­
rechnung mit dem sog. "Restposten" das Bruttosozial­
produkt. Die Abgrenzung des Staatsverbrauchs ist ge­
genüber allen anderen genannten Komponenten der 
Verwendungsrechnung in hohem Maße methoden­
abhangig, d. h. andere Deftnitionen als die gewählten 
wären hier durchaus zu vertreten: 

• Viele Güter und Dienste, die den privaten Haushal­
ten direkt zugute kommen, werden vom Staat zur 
Verfügung gestellt. Diese individuell zurechenbaren 
Leistungen wie z. B. im Untemchts- und Schulwe­
sen und im sozialen Bereich werden in internatio-

nal uneinhaltlichem Umfang vom Staat erbracht. Es 
gibt deshalb Bestrebungen, durch eine ttefere Glie­
derung nach Aufgabenbereichen die Ausgaben des 
Staates in kollektive und individuell zurechenbare 
zu trennen, um so nach entsprechenden Umgrup­
pierungen die internationale Vergletchbarkeit der 
Zahlen über den privaten und gleichzeitig den 
Staatsverbrauch zu verbessern.3 

• Der Staat gibt seine unentgeltlichen Leistungen 
ntcht nur an private Haushalte, sondern auch an Un­
ternehmen ab. Wollte man dem durch eine Umbu­
chung (Verminderung) des Staatsverbrauchs Rech­
nung tragen, dann würden sich auf dem Produk­
ttonskonto der Unternehmen die Vorleistungen er­
höhen. Dabei stünde man buchungstechnisch wie 
definitorisch am Scheideweg: Unterstellt man eine 
Überwälzung der fiktiven Kosten auf die Preise, 
dann würde sich wertschöpfungsneutral auch der 
Produktionswert der Unternehmen erhöhen, und 
beim Übergang auf die Verwendungsrechnung wür­
de sich das auch in deren Komponenten als Ergeb­
nis der Überwälzung erhöhend niederschlagen, und 
zwar anteilig auch im Staatsverbrauch (Käufe von 
Unternehmen) Das Bruttosozialprodukt insgesamt 
wäre unverändert. 

Sieht man dagegen die durch die staatliche Aktivi­
tät entstandenen externen Effekte bei den Unterneh­
men als fiktive Vorleistungen ohne Preisüberwäl­
zung, dann wäre die Bruttowertschöpfung der Un­
ternehmen in dieser Höhe kleiner, ebenso das Brut­
tosozialprodukt.• 

• Der Erwerb von dauerhaften militärischen Ausrü­
stungen für die eigenen Streitkräfte sowie die Er­
richtung militärischer Bauten ist internationalem 
Brauch zufolge Staatsverbrauch, d. h. es wird so-

3 Kopsch, G. Staatsverbrauch nach dem Ausgaben· und dem 
Verbrauchskonzept, m: Wirtschaft und StatiStik, Heft 4/1984 

" Den Fall, daß das Sozialprodukt buchtechnisch sogar grö­
ßer w1rd, g1bt es be1 der Berucks1Cht1gung externer Effekte. 
d1e n1cht durch Umdeflnition des Staatsverbrauchs. sondern 
z 8. aus dem Verzehr von Umvvelt abgele1tet 'Narden· H1er 
ergäbe SICh bet entsprechendem Kostenansatz auf den Pro· 
dukt1onskonten der Unternehmen und be1 fikt1ver PreJsuber· 
wälzung e1n gest1egenes Sozialprodukt. Ohne die Uberwäl· 
zungshypothese ware es unverandert. Allerd1ngs g1lt be1des 
nur !ur den Brutto'Nert des Sozialprodukts. der ex defin1Ltone 
d1e Abschreibungen - als solche mußte man den Umwelt· 
verzehr wohl auffassen - noch enthält Auch wenn man d1e 
Abschreibungsansatze für den Staat verändert, n1mmt1n glei­
cher Hohe das Bruttosozialprodukt zu bzw ab 
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Sozialprodukt in Schleswig-Holstein 1982 
in Millionen DM 

Entstehung 

Bruttowertschopfung (unberermgt) 55 979 

unterstellte Entgelte fur Bankdrenstlerstungen 

Bruttowenschöpfung (beremrgt) 53 263 

mchtabzugsfahrge Umsallsteuer 

Bruttoinlandsprodukt zu Marttprersen 

Nettomfandsprodukt zu Marilprersen 49 027 

rndirekte Steuern• abztiglrch Subventronen 
•) h'ld tfkt. Sl~n - nrdal~ilhigtl' UmutzsltMII 

'+ Einfuhfabgat)en -+ ProcM•ttQnP1ttuetn 

Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten 43 930 

Verteilung 

Saldo der Erwerbs· und Vermögenseinkommen 
zwrschen Inländern und der ubrigen Welt 

Bruttoernkommen aus 

unselbstiindrger Arbert 35 531 

Nettosozralprodukt zu Faktorkosten 47 461 
(VOiksalniOmftlell) 

Nettosozrafprodukt zu Marilpretsen 52 558 

Bruttosozralprodukt zu Marktprersen 60 166 

Verwendung 

Pnvater Verbrauch 36 566 Stnts'itftlravth 
17 853 

-2 716 

+2970 

+ 401 

- 7608 

- 5097 

+3531 

+5097 

+7608 

Das volkswirtschaftliche Gesamtpro­
dukt kann ern Inlands· oder ein lnlan­
derprodukt se1n, wobei man das lnlan· 
derprodukt in der Regel als Sozialpro­
dukt bezeichnet. "Inländer" wohnen 
bzw. haben ihren S1tz rn der Region. 
Das Sozialprodukt 1st das Ergebnis 
ihrer wirtschaftlichen Tattgkeit, die sie 
auch in der ,.ubrigen Weit" ausüben 
können, z. 8. als Berufspendler oder 
Anteilseigner gebietsfremder Unter­
nehmen. Das Inlandsprodukt mrßt da­
gegen die wirtschaftliche Aktrvrtat der 
Region selbst. An serner Erstellung 
nehmen auch Gebietsfremde teil. 

Die Grafik vermittelt ernen Überblick 
über Entstehung, Verteilung und Ver­
wendung des Soztalprodukts Dabei 
bas1ert die Entstehungsrechnung auf 
dem Inlandskonzept Der Übergang 
auf das Inländerkonzept erfolgt hier 
über den Saldo der Erwerbs- und 
Vermögensemkommen zwischen In­
ländern und der .. übngen Weit", der 
für Schleswig·Holstein wegen der 
starken Pendelverflechtung mit Harn­
burg besondere Bedeutung hat 

- 8 207 Vo1111tsveranderung, Au Benbeiltag 
und statrstrsche Differenzen 

0 5482a Star LA S H 
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fort voll abgeschrieben. Zu den Abschreibungen, de­
ren Höhe und Zusammensetzungen direkt von den 
staatlichen Investitionen abhängen und die Staats­
verbrauch darstellen, ist als Besonderheit zu bemer­
ken , daß die Verkehrsbauten des Staates nicht 
abgeschrieben werden, weil ihre Nutzungsdauer nur 
schwer bestimmbar ist. Auch dies entspricht inter­
nationalem Brauch. 

• Der Restposten ist, wie noch zu zeigen sein wird, 
in seiner Höhe in besonderem Maße davon abhän­
gig, wie der Staatsverbrauch regionalisiert wird. Er 
umfaßt den Außenbeitrag, die Vorratsveränderungen 
und die statistische Differenz. ln den VGR für die 
Bundesländer wird er nur zusammengefaßt veröf­
fentlicht, weil insbesondere über den Außenbeitrag 
keine gesicherten Aussagen möglich sind. Daß für 
Schleswig-Holstein wie auch für die meisten ande­
ren Bundesländer der Restposten einen so hohen 
und z. T. negativen Wert hat, liegt aber auch an den 
interregionalen Überwälzungsprozessen bei den 
Verbrauchssteuern , die am Produktionsort erhoben 
werden und dort also das Sozialprodukt in dem Ma­
ße .,aufblähen", in dem sie über d e im privaten Kon­
sum der Inländer enthaltenen Verbrauchsteuern 
hinausgehen. Der Außenbeitrag besteht- negativ 
oder positiv- in erheblichem Umfang aus solchen 
Steuern (auf Mineralöl, Spirituosen, Tabak usw.), die 
Bestandteil der Marktpreise und damit des Brutto­
sozialprodukts sind. 

Weitere, teils ausführlichere Darstellungen zur Be­
rechnungs- und Abgrenzungsmethode des Staatsver­
brauchs gibt es in Heft 9/1984 dieser Zeitschrift, in 
Heft 13 der Gemeinschaftsveröffentlichungen der Sta­
tisttschen Landesämters, und bei D. Vesper (a.a.O.). 
Vesper weist auch darauf hin, daß der Begriff "Staats­
verbrauch" dann in die Irre leitet, wenn man der Auf­
fassung ist, daß der Staat keine "eigenen" Bedürfnisse 
entwickeln kann. Die entgegengesetzte Position, wo­
nach alle öffentlichen Ausgaben investiven Charakter 
haben, ließe sich ebenso vertreten, sei aber wenig prak­
tikabel, auch wenn dte Kosten für staatliches Personal 
im Bildungs-, im Forschungs-, im Gesundheits- und im 
Sozialbereich durchaus als Investition angesehen wer­
den könnten . Nach allgemeiner Auffassung fallen na­
hezu ausnahmslos alle Personalkosten unter den 
Begriff des öffentlichen Verbrauchs. Entstehung und 
Verbrauch von Humankapital - ebenso auch anderer 

s Ullrich. A.. Zielkonflikte tn den Volkswtrtschaftlichen Ge­
samtrechnungen, in: Volkswtrtschaftliche Gesamtrech­
nungen der Länder, Heft 13, Stuttgart 1984 

nicht marktbestimmter Ressourcenverzehr wie Haus­
frauenarbeit, Schwarzarbeit oder Umweltschäden- wer­
den in den amtlichen VGR (noch) nicht nachgewiesen. 

Vesper hält es in diesem Zusammenhang für konse­
quenter, den Begriff "Staatsverbrauch" durch jenen des 
"Realtransfers" zu ersetzen, denn dann würde deutlich, 
daß der anonyme Staat nicht als Verwender auftritt, 
sondern als Organisator eines Teils der individuellen 
Nachfrage. 

Wie wird der Staatsverbrauch regionalisiert? 

Die aufgezeigten definitorischen Probleme machen 
deutlich, daß man in der wissenschaftlichen und poli­
tischen Diskussion die VGR-Größe Staatsverbrauch 
und daraus abgeleitete Begriffe wie "Staatsquote" o. ä. 
äußerst vorsichtig verwenden muß. ln noch höherem 
Maße gilt das für VGR-Ergebnisse, die für Regionen un­
terhalb der nationalen (zentralstaatlichen) Ebene ermit­
telt werden , in der Bundesrepublik Deutschland also 
für Länder, Kreise und nichtadministrative Gebietsein­
heiten. 

Der Arbeitskreis VGR der Länder ermittelt den Staats­
verbrauch laufend jährlich für die Bundesländer. Er 
lehnt sich dabei - wie auch in allen anderen Berei­
chen der VGR- weitestmöglich an die Methoden der 
nationalen VGR des Statistischen Bundesamtes an. 
Hinsichtlich der Aufgliederung in die Teilsektoren und 
der Rechenweise gibt es keine, hinsichtlich der Daten­
quellen gibt es kaum Unterschiede. Erwähnenswert ist 
allenfalls, daß in der Länderrechnung noch die sog. 
"Koordinierung" nötig ist, d. h. die Differenz der Län­
dersumme zum Bundesansatz minus Berlin, das sei­
ne Werte eigenständig rechnet, muß anteilig auf die 
Länder verteilt werden , damit die Summe der Regio­
naleinheiten dem Bundeswert entspricht. 

Da der Staatsverbrauch unmittelbar aus dem Produk­
tionswert des Staates abgeleitet wird, wird er in der Län­
derrechnung ebenso regionalisiert, d. h. die vom Staat 
"verbrauchte" Leistung wird regional dort nachgewie­
sen, wo sie auch entstanden ist. Das bedeutet, daß die 
zentralstaatliche Komponente in den Bundesländern 
unterschiedlich stark zu Buche schlägt. Es gibt zwar 
eine regionale Streuung der Bundesbehörden, die so­
gar politisch beabsichtigt ist. Insbesondere aber im Ver­
teidigungsbareich und bei der Sozialversicherung sind 
die staatlichen Aktivitäten regional gebündelt. Die An­
teile des Staatsverbrauchs am Sozialprodukt sind in 
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den Ländern daher sehr unterschiedlich ausgeprägt. 
Sie lagen 1982 zwischen 17% in Harnburg und 29% 
in Schleswig-Holstein. Das nördlichste Bundesland ist 
überproportional häufig militärischer Standort. 

Es liegt auf der Hand, daß man aus so regronalisier­
tem Staatsverbrauch nicht schließen darf, daß z. B. die 
Einwohner Schleswig-Holsteins sich rn höherem Ma­
ße vom Staat Leistungen erbringen lassen als die Ein­
wohner anderer Regionen. Gerade die Sicherheits­
leistungen gehören unstrittig zu den kollektiven, sie 
kommen allen Bundesbürgern zugute. Die am Produk­
tionsort orientierte Größe des Staatsverbrauchs sagt 
vielmehr aus, in welchem Umfang d1e in der Region 
erstellten Güter und Dienste von staatlichen Nachfra· 
gern beansprucht wurden oder, anders ausgedrückt, 
inwieweit es der Region gelungen ist, die Produktion 
von Leistungen für den staatlichen Verbrauch an sich 
zu ziehen. 

Aus dieser Art der Regionalisierung erklärt sich z. T. 
auch der bereits angesprochene hohe negative Rest­
posten der Verwendungsrechnung für Schleswig-Hol­
stein und für einige andere Bundesländer: Der Sektor 
Staat ist u. a. dadurch gekennzeichnet, daß der Markt· 
wert seiner Exporte Null ist, denn seine Leistungen gibt 
er auch an gebietsfremde Nutznießer nahezu völlig un­
entgeltlich ab. Seine Vorleistungen für die laufende Pro­
duktion- Büromaterialien, Brennstoffe, Energie, Reini­
gungsdienste usw., insbesondere aber Rüstungsgüter 
- muß er zu einem erheblichen Teil und zum vollen 
Marktpreis bei Gebietsfremden kaufen. 

Auch die Käufe der zentralstaatlichen Ebenen Bund 
und Sozialversicherung sind danach regionalisiert, wo 
sie als Vorprodukt in die staatliche Leistung eingehen. 
Auch sie müssen z. T. als Import gesehen werden. Der 
Außenbeitrag des Sektors Staat wäre, wenn man ihn 
isoliert berechnen könnte, schon für das Bundesgebiet 
insgesamt negativ. ln der Summe der Länder ist der 
Wert der Importe des Staats noch weitaus höher, weil 
dann die Käufe in anderen Bundesländern dazu zäh· 
len. ln der Verwendungsrechnung für die Länder stellt 
der Restposten, der u. a. den Außenbeitrag enthalt, also 
eine Art Kompensat dar: Hoher Staatsverbrauch, insbe­
sondere wenn er zu einem erheblichen Teil aus Vertei­
digungsleistungen besteht, geht mit einem ceteris 
paribushohen negativen Restposten einher. Das Brut­
tosozialprodukt bleibt somit gegenüber dem in der Ent­
stehungsrechnung ermittelten unverändert. 

Die beschriebene Vorgehansweise entspricht, wenn 
man von der Besonderheit der Bewertung staatlicher 
Leistung absieht (Produktionskostenansatz), insofern 

dem Marktpreiskonzept, als die an Gebietsfremde ab­
gegebene Leistung wegen ihres Marktwertes Null auch 
zu keinerlei Abzugsposition bei der Ermittlung des 
Staatsverbrauchs führt. Dennoch ist die am Produk­
tionsort orientierte Regionalisierung des Staatsver­
brauchs nicht völlig befriedigend. Im Arbeitskreis Volks­
wirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder gab es 
daher auch Überlegungen, auf die regionale Aufteilung 
der zentralstaatlichen Aktivität völlig zu verzichten und 
diese Werte statt dessen einem fiktiven zwölften Bun­
desland zuzuweisen, doch wurde dieser Gedanke bis­
her stets verworfen, weil dann die Möglichkeit entfiele, 
für die einzelnen Länder vollständige Gesamtrechnun­
gen zu erstellen. 

Gibt es eine stärker verbrauchsorientierte Lösung? 

Nun wäre es ja denkbar, sich speziell für die Ermittlung 
des Staatsverbrauchs vom Marktpreiskonzept zu lösen, 
um nicht den in der Region produzierten, sondern den 
1n der Region verwendeten Staatsverbrauch nachzu­
weisen. Dazu müßte also der Saldo berücksichtigt wer­
den aus der "Einfuhr" staatlicher Leistungen aus 
anderen Regionen und aus der entsprechenden "Aus­
fuhr" in andere Regionen, und zwar jeweils zum vol­
len Ansatz des Produktionswertes. Gegen eine solche 
Methode wäre aber einzuwenden, 

• daß bei Nachweis von regionalen Austauschsalden 
staatlicher Leistungen auch politische Annahmen 
über die Nutzung dieser Letstungen zu treffen wä­
ren, die teils brisanter Natur srnd, so z. B. die Fra­
ge, ob und in welcher Höhe man den Bereich 
Bund-Verteidigung auch auf Berlin verteilen will. 
Im übrigen gibt es bei der Sicherheit wie bei an­
deren Aufgabenberatehen auch einen internationa­
len Leistungsaustausch, dessen Saldo man eben­
falls berücksichtigen müßte. 

• daß dann der Sektor Staat in der Verwendungsrech­
nung uneinheitlich regionahsiert würde, denn die 
staatlichen wie übrigens auch die privaten Investi­
tionen werden nach dem Standort/Betriebsort regio­
nalisiert. Auch hier könnte man dann konsequen­
terweise fordern , daß z. B. ein neues Bürogebäude 
des Kraftfahrtbundesamtes in Flansburg nicht als 
Investition des Bundes in Schleswig-Holstein nach­
gewiesen wird, sondern etwa nach der Anzahl der 
Kfz-Halter auf die Länder aufzuteilen sei. 

• daß man dann auch bald in Zugzwang käme, ande­
re nicht marktbestimmte Leistungen nachzuweisen. 
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• daß solche Salden schwer zu bestimmen sind. Man 
hätte den kaum zu erklärenden Gegensatz, daß man 
über den Außenbeitrag, also über die Differenz der 
marktmäßig abgewickelten Ex- und Importe von Gü­
tern und Diensten, keine gesicherte Aussage tref­
fen kann, über einen demgegenüber relativ unbe­
deutenden und zudem schwer zu bewertenden an­
deren Teil der ökonomischen Außenbeziehungen 
aber konkrete Zahlen hat. 

Die Quantifizierungsprobleme wären unüberwindlich. 
Es wäre allenfalls denkbar, den Staatsverbrauch nur 
überschlägig auf die Regionen zu verteilen. Allein un­
ter dieser Prämisse dürfte wohl der Gedanke einer ver­
brauchsorientierten Regionalisierung des Staatsver­
brauchs näher verfolgt werden. Dazu sollen im folgen-

• den Betrachtungen angestellt werden , inwieweit eine 
solche Pauschalverteilung durchführbar und sinnvoll 
ist. 

Man sollte sich bet dieser Form der Regionalverteilung 
der staatlichen Leistungen nur auf diejenigen beschran­
ken, die unmittelbar den privaten Haushalten zugute 
kommen. Was die Unternehmen als unentgeltliche Vor­
leistung vom Staat empfangen, z. B. im Verkehrs- oder 
im Sicherheitswesen, ist demgegenüber vergleichswei­
se klein, wäre auch in seiner Überwälzung (über Ge­
winne oder über die Produkte?) zu berücksichtigen und 
wäre auch nur interessant, wenn es letztlich zu ande­
ren Regionalverteilungen käme als nach der der pri­
vaten Haushalte. 

Bei den Bereichen Bund und Sozialversicherungen 
• spielen interregionale Leistungen eine große Rolle. Ei­
~ ne pauschal auf die Regionen gleichverteilte zentral­

staatliche Leistung wäre hier keine vereinfachende 
Annahme, sondern könnte sogar politische Zielvor­
gabe im Sinne der Einheitlichkeit der Lebensverhält­
nisse sein. Wenn man diese Bereiche pauschal ver­
brauchsorientiert schlüsseln wollte, dann sollte das 
nach Maßgabe der Wohnbevölkerung geschehen. Für 
den Bereich Sozialversicherung mag es auch andere 
denkbare Schlüssel geben wie z. B. die Versicherten. 
Daß sich Wohnbevölkerung und z. B. sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigte, die für diese Fragestellung 
nach dem Wohnort regionalisiert sein müßten, auf die 
Bundesländer etwa gleich verteilen , läßt sich mangels 
geeigneter Daten nicht mit hinreichender Signifikanz 
beweisen, aber auch nicht widerlegen. Selbst wenn es 
bei dieser Teilmenge reg1onale Disparitäten gäbe, wä­
ren noch die Rentner, die Arbeitslosen und die Kran­
kenversicherten zu berücksichtigen. 

Auch die Leistungen der Länder und der Stadtstaaten 
werden z. T. von Gebietsfremden genutzt. Hier ist vor 
allem an den Hochschulbereich zu denken, der jage­
rade deswegen schon zu politischen Diskussionen An­
laß gegeben hat, denn die Länder stellen ihre Studien­
plätze in unterschiedlichem Umfang auch gebietsfrem­
den Abiturienten zur Verfügung. Man muß allerdings 
wohl davon ausgehen, daß der zugereiste Student zur 
amtlich-statistischen Wohnbevölkerung am Hochschu­
lort zählt und daß auch eine Pauschalverteilung der von 
Gebietsfremden genutzten Leistungen im Hochschul­
bereich sich daran orientieren muß, wo der nutznießen­
de Student zur Zeit seinen Wohnsitz hat und nicht 
daran, wo er setn Ab1tur gemacht hat. Insofern würde 
sich die Notwendigkeit der Pauschalverteilung auf die 
Bildungspendler zwischen den Bundesländern be­
schränken, dürfte also vernachlässigbar sein . Andere 
Aufgabenbereiche als die Hochschulen kämen als zu 
unbedeutend wohl nicht in Betracht. Was im Ge­
sundheitsbereich an Leistungen staatlicher Kranken­
häuser auch Gebietsfremden zugute kommt, ist zwar 
ebenfalls beträchtlich, fände aber über die Verkäufe an 
den Bereich Sozialversicherung im Staatsverbrauch 
dieses Teilsektors Staat und nach dessen pro-Kopf­
Regionalverteilung (s. o.) seinen angestrebten pauscha­
lierten Niederschlag. 

Daß auch kommunale Leistungen über die Gemeinde­
grenzen hinweg wirken, ist nur relevant, wenn es sich 
zugleich auch um die Grenze zwischen zwei Bundes­
ländern handelt, weil der Staatsverbrauch unterhalb der 
Länderebene nicht nachgewiesen wird . Das Problem 
reduziert sich daher - von einigen Ballungsräumen 
im Rhetn-Neckar- und im Rhein-Main-Gebiet vielleicht 
abgesehen - auf die kommunalen Leistungen der 
Stadtstaaten Harnburg und Bremen, von denen auch 
das Umland profitiert. Es gibt aber z. B. in der Nah­
erholung auch Leistungen der Umlandkommunen, von 
denen die Stadtstaatenbewohner besonderen unent­
geltlichen Nutzen haben. Hier den Saldo aus Nutzun­
gen und Leistungen zu quantifizieren, tst selbst 
schätzwe1se sicherlich sehr schwer. Er wäre angesichts 
der sonstigen Signifikanzprobleme wohl auch zu un­
bedeutend, als daß man sich um seine Berechnung be­
mühen sollte. 

Unter der Prämisse, daß die Ansätze des Statistischen 
Bundesamtes für den Staatsverbrauch von Bund und 
Sozialversicherung nach der Wohnbevölkerung auf die 
Bundesländer und auf Berlin (einschließlich Verteidi­
gung) verteilt und daß für die Bereiche Länder/Stadt­
staaten und Gemeinden/Gemeindeverbände die unver­
änderten, herkömmlich berechneten Werte angesetzt 
werden, erhält man für 1982 eine pauschaliert ver-
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Ergebnisse der Umweltstatistiken 1983 
in Millionen Kubikmeter 
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Das Bild vermittelt die Ergeb­
nisse der Wasser- und Abwas­
serstatistiken des öffentlichen 
Bereichs, des verarbeitenden 
Gewerbes und der Wärme­
kraftwerke. Um die wichtigsten 
Fließrichtungen aufzuzeigen, 
mußten die Daten der drei 
Einzelstatistiken verknüpft wer­
den. Nicht erfaßte Bereiche 
sind durch Schätzen vervoll­
ständigt, Verdunstungen und 
andere Wasserverluste blie­
ben unberucksichtigt, so daß 
das Bild nur einen bilanzähn­
lichen Überblick gewährt. 

Fließrichtungen ohne Volumen­
angabe beinhalten Wasser­
mengen von weniger als 5 Mil­
lionen m3. 

Die Wassergewinnung betrug 
in Schleswig- Holstein 1983 
3,2 Mrd. m3 Wasser, wobei 
das von den 1 7 Wärmekraft­
werken gewonnene Oberflä­
chenwasser (2,9 Mrd. m3) den 
weitaus größten Teil ausmacht. 
Die von den 555 Versorgungs­
betrieben geforderte Wasser­
menge (222 Mill. m 3) wird nach 
eingehender Behandlung zu 
57% an die Haushalte abge­
geben, was zu e1nem Versor­
gungsgrad der Wohnbevölke­
rung Schleswig-Holsteins von 
gut 94% führte. 

Von knapp 80% der Wohnbe­
völkerung wird das Abwasser 
den 6 70 Kläranlagen zur Ab­
wasserreinigung zugeleitet. 
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brauchsorientierte Rechnung, innerhalb derer sich für 
die Unterbereiche Bund und Sozialversicherung als Dif­
ferenz zur produktionsorientierten, herkömmlichen 
Berechnung auch der rechnerische Austauschsaldo 
Schleswig-Holsteins mit dem übrigen Bundesgebiet 
von immerhin fast fünf Mrd. DM ergibt. 

Die Pauschalrechnung weist die gegenüber der her­
kömmlichen Berechnung erwartete hohe Differenz auf. 
Der Anteil des Staatsverbrauchs am Bruttosozialpro­
dukt hat sich dem Bundesdurchschnitt stark angegli­
chen, der Restposten ist erheblich vermindert. Im 
Unterbereich Sozialversicherung unterscheidet sich 
der für Schleswig-Holstein pauschal gerechnete vom 
herkömmlichen, am Produktionsort orientierten Wert 
allerdings nur wenig. 

Die in pauschalierter Form verbrauchsorientierte Rech­
nung ist geeignet, das über die Probleme der Regio­
nalisierung des Staatsverbrauchs Gesagte eindrucks­
voll zu unterstreichen und Inhalt und Bedeutung des 
Restpostens der Verwendungsrechnung hervorzuhe­
ben. Der für Bund und Sozialversicherung pauscha­
lierte Rechenteil kann von jedem Konsumenten der 
VGR vollzogen werden, denn die Ausgangsdaten sind 
veröffentlicht. Insofern bringt dies allerdings auch kei­
ne eigens ermittelten neuen Erkenntnisse. Eine Ablö­
sung der bisherigen durch die pauschalierte Rechnung 
sollte man wegen der genannten grundsätzlichen Be­
denken nicht ins Auge fassen. 

Bernd Struck 

Die Ersparnisbildung in ausgewählten Vermögensformen 

Um die wirtschaftlichen Abläufe in einer modernen, von 
hochgradiger Arbeitsteilung und vielfältigen Zahlungs­
strömen gekennzeichneten Volkswirtschaft beobachten 
zu können, sind statistische Untersuchungen ein un­
verzichtbares Hilfsmittel. Mehr als die Hälfte aller in ei­
ner Volkswirtschaft bereitgestellten Güter und Dienste 
werden von privaten Endverbrauchern erworben (Brut­
tosozialprodukt der Bundesrepublik Deutschland 1983: 
1,676 Bill. DM, davon 958 Mrd. DM oder 57% privater 
Konsum). Dennoch stehen zum Endverbrauch und da­
mit eng zusammenhängend zum verfügbaren Einkorn-

men der privaten Haushalte nur recht vage Informa­
tionen zur Verfügung. Dieses von vielen in Staat und 
Wirtschaft beklagte Informationsdefizit versucht die 
amtliche Statistik durch die m etwa 5jährigen Abstän­
den seit 1962/63 durchgeführte Einkommens- und Ver­
brauchsstichprobe (EVS) abzubauen. Auf freiwilliger 
Grundlage werden Haushalte aus allen Bevölkerungs­
gruppen mit Ausnahme der Ausländer, der in Anstal­
ten lebenden Personen und der Haushalte mit beson­
ders hohen Einkommen (über 25 000 DM monatlich) 
befragt. Trotz dieser Einschränkungen in der Erfassung 
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repräsentieren die Haushalte in der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe etwa 99 % aller deutschen Pri­
vathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland ein­
schließlich Berlin (West), denn d1e Angaben wurden mit 
Hilfe von Mikrozensusergebnissen nach den Merkma­
len Haushaltsgröße und -nettoeinkommen sowie soziale 
Stellung des Haushaltsvorstandes geschichtet. 0,25 % 
dieser Schichten bilden das vorgegebene Erhebungs­
soll der EVS, deren Auswahlsatz auf höchstens 0,3 % 
aller Haushalte gesetzlich1 beschränkt ist. ln 
Schleswig-Holstein wurden die Angaben von 2 433 
Haushalten, die noch am Schlußinterview Ende 1983 
teilgenommen hatten, auf die 1,044 Mill. für das Land 
ermittelten Haushalte hochgerechnet. 

Obwohl durch die Vorgabe des Erhebungssolls ver­
sucht wird, die verschiedenen Haushaltsgruppen ihrem 
Anteil an der Gesamtbevölkerung entsprechend an der 
Befragung zu beteiligen, ist dies nicht immer möglich, 
da d1e Bereitschaft der Haushalte zur Mitarbeit in den 
Schichten sehr unterschiedlich ist. ln einigen Schich­
ten ist es nicht möglich, das Erhebungssoll zu errei­
chen. Um daraus sich ergebende Verzerrungen aus­
zugleichen. müssen die Daten dererfaßten Haushalte 
wiederum mit Hilfe des Mikrozensus auf die Grundge­
samtheit hochgerechnet werden. Die Ergebnisse sind 
uneingeschränkt verwertbar, wenn der Hochrechnung 
mindestens einhundert Haushalte zugrunde gelegen 
haben; eine begrenzte Aussagefähigkeit liegt bei 25 bis 
99 erfaßten Haushalten vor.2 

Ein wichtiger Teil dieser umfangreichen Erhebung, die 
ihrem Namen entsprechend in erster Linie Einkommen 
und Verbrauch ermittelt, versucht auch die Vermögens­
verhältnisse der Haushalte aufzuhellen, da Informatio­
nen hierzu für sich allein schon sehr wertvoll sind. 
Zudem gehen von der Höhe und Struktur des Vermö­
gens auch erhebliche Einflüsse auf den privaten Ver­
brauch aus. Gleiches gilt für bestehende Kreditver­
pflichtungen. 

Bei der Interpretation der angegebenen Daten ist zu 
beachten, daß Auskünfte zu Vermögensbeständen und 

1 Gesetz uber d1e Statistik der Wirtschaftsrechnungen pnvater 
Haushalte vom 11 1 1961, BGBI I, S 18, 1n Verbindung m1t 
der Verordnung zur Durchfuhrung des Gesetzes uber d1e Sta· 
t1stik der Wirtschaftsrechnungen der pnvaten Haushalte vom 
18 5 1977, BGBI. I, S 727 

2 Pöschel H , Zur Entwicklung ausgewählter Vermögensformen 
1n Pnvathaushalten, Landesamt fur Datenverarbeitung und 
StallSilk Nordrheln·Westfalen, Statistische Rundschau. Juli 
1985. S. 510 

Verbindlichkeiten von den Haushalten besonders zu­
rückhaltend erteilt werden. Der Wert dieser Angaben 
wird sicherlich dadurch verbessert, daß diese erst im 
Schlußinterview erfragt wurden, als sich zwischen den 
befragten Haushaltsmitgliedern und den Interviewern 
ein Vertrauensverhältnis entwickelt hatte. das die Zu­
versicht stärkte, daß die Daten ausschließlich statisti­
schen Zwecken dienen und alle im Laufe der Bearbei­
tung mit ihnen befaßten Personen die Angaben strikt 
geheimhalten. Dennoch 1st davon auszugehen, daß so­
wohl Vermögen als auch Verbindlichkeiten eher zu 
niedrig als überhöht angegeben worden sind. 

Aus Gründen der Praktikabilität wurden nur ausgewähl­
te Vermögensarten ertragt, deren Höhe sich relativ ein­
fach aus den Unterlagen der Haushalte, wie Spar­
bücher, Depotauszüge, Steuerbescheide u. ä ., ermit­
teln lassen. Beispielswelse mußten der Besitz von 
GmbH-Anteilen und die Forderungen an andere priva­
te Haushalte unberücksichtigt bleiben, weil ihre genaue 
Quantifizierung zu schw1erig gewesen wäre. Besonders 
problematisch für einen Vergleich von Vermögen, z. B. 
zwischen den verschiedenen Berufsgruppen, ist, daß 
Ansprüche an Rentenversicherungen, Pensions- und 
Versorgungskassen nicht erfragt worden sind. Die 
Haushalte wären überfordert, die jeweiligen Zeitwerte 
angeben zu sollen. 

Die Bildung von Grundvermögen wurde in der EVS 
zwar zum Teil erfaßt, es waren jedoch lediglich die steu­
erlichen Einheitswerte in vorgegebenen Größenklassen 
anzugeben. Verkehrswerte dafür wurden nicht erfragt, 
da auch hier kaum überwindbare Bewertungsschwie­
rigkeiten entgegenstanden. Die Einheitswerte haben 
den Vorteil , daß sie nach gleichen Methoden und 
Grundsätzen erstellt worden sind. Der Marktwert der 
verschiedenen Grundvermögen hat sich jedoch in ganz 
unterschiedlicher Höhe im Zeitablauf von diesen Ein­
heitswerten entfernt. Das so ermittelte Grundvermögen 
kann deshalb auch nicht in die Gesamtvermögensbi­
lanz einbezogen werden, so daß eine Vermögensüber­
sicht für einen Haushalt um so unvollständiger sein 
muß, je mehr Grundvermögen dazu gehört. Diese Tat­
sache muß auch bei intertemporären Vergleichen be­
rücksichtigt werden , da durch den forcierten Bau und 
Erwerb von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
in den zurückliegenden Jahrzehnten zunehmend Haus­
halte rn den Besitz von Grundvermögen gelangt sind . 
Auf der anderen Seite der Vermögensbilanz werden 
Verbindlichkeiten aus aufgenommenen Hypotheken­
darlehen und anderen Krediten erfaßt. 

Wenn im folgenden auf die erhobenen Vermögensda­
ten bei verschiedenen Haushaltsmerkmalen eingegan-
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gen wird, muß berücksichtigt werden, daß d1ese in den Durchschnittliches Bruttogeldvermögen der privaten Haushalte 

meisten Fällen recht hoch miteinander korreliert sind. ln Schleswlg-Holsteln Ende 1983 

So ist zumeist der Zusammenhang zwischen der Hö­
he des Haushaltsnettoeinkommens, der sozialen Stel­
lung der Bezugsperson, ihrem Alter und der Haus­
haltsgröße sehr eng. 

Aus den Angaben der Haushalte, die sich in Schleswig­
Holstein an der EVS beteiligt haben, errechnete sich 
im Durchschnitt ein Bruttovermögen von 17 506 DM, 
das zu einem Anteil von fast 43 % aus Guthaben auf 
Sparbüchern und zu 24 % aus Einzahlungen auf ab­
geschlossene Bausparverträge bestand. Gut 26% der 
Vermögenswerte waren in Wertpapieren angelegt und 
knapp 7% bestanden aus sonstigen Geldvermögen, 
wie z. B. Festgeldern, Berlin-Darlehen oder Guthaben 
auf Girokonten. Werden die durchschnittlichen Rest­
schulden (1 545 DM) aus Kreditverpflichtungen je Haus­
halt davon abgezogen, ergibt sich ein Rechenwert für 
das Nettovermögen je Haushalt in Höhe von 15 961 
DM Solche durchschnittlichen Bestandsgrößen sagen 
jedoch über die tatsächliche Vermögensverteilung 
nichts aus. Sie verdecken, wie so häufig, erhebliche 
Streuungen. So sind z. B. in den meisten Einzelhaus­
halten Vermögen und Schulden sehr viel ungleichmä­
ßiger verteilt. ln den meisten Fällen dürfte es so sein , 
daß Haushalte, dte sich verschuldet haben, kaum in 
nennenswertem Umfang über Vermögenstitel verfügen. 
Diese werden andererseits vornehmlich von Haushal­
ten gehalten, die, wenn überhaupt, nur in geringem Ma­
ße Kreditverpflichtungen eingegangen sind. 

Werden die Haushalte nach ihren monatlichen Netto­
einkommen untergliedert, zeigt sich, daß die Anteile 
der verschiedenen Vermögenstitel mit der Höhe der 
Einkommen erheblich schwanken. Bei den Vorgabe­
werten des Nettoeinkommens ist zu beachten, daß sich 
die Haushalte selbst eingestuft haben. Aus den Erfah­
rungen früherer Einkommens- und Verbrauchsstichpro­
ben ist bekannt, daß solche Selbsteinstufungen im 
allgemeinen zu einer Unterschätzung der tatsächlichen 
Einkommen aller Haushaltsmitglieder tendieren. Von 
landwirtschaftlichen Haushalten wurde eine Selbstein­
stufung gar nicht erst erbeten, weil der Geldwert der 
dem Betrieb entnommenen Naturalien nur unsicher zu 
bestimmen ist. 

ln den unteren Einkommensbereichen überwiegt als 
Vermögensanlageform das Sparbuch, wobei die abso­
luten Beträge bei Einkommen bis zu 1 800 DM deut­
lich unter dem Durchschnittsbetrag aller Haushalte in 
Höhe von 7 514 DM liegen. Das Schwergewicht der 
Ersparnisbildung auf Sparkonto in den unteren Ein­
kommensklassen dürfte daraus zu erklären sein, daß 

Haushaltsgliederung 

Alle Haushalte 

Monatl . Haushaltsnettoeinkommen 
von ... bis unter ... DM 

unter 
800-

1 200 -
1 800-

800 
1 200 
1 800 
2 500 

5 000 2 500-
5 000-

10 000-
10 000 
25 000 

Soz1ale Stellung 
der Bezugsperson 

Landwirt 
Selbständiger 
Beamter 
Angestellter 

Arb81ter 
Arbeitsloser 
N1chterwerbstät1ger 

Alter der Bezugsperson 
von ... bis unter ... Jahre 

unter 25 
25- 30 
35- 45 
45- 55 

55 - 65 
65- 70 
70 und mehr 

DM 

17 506 

( 3 576) 
7 754 

12 128 
16 643 

22 848 
47 950 

I 

(16 859) 
28 624 
21 854 
20 192 

13 499 
( 6 317) 
16 524 

( 7 286) 
13 107 
18 875 
19 146 

19 867 
27 649 
15 769 

das Guthaben auf dem Sparbuch zum etnen als kurz­
fnstig verfügbarer Notgroschen angesehen wird und 
als weitgehend risikolos g1lt. Zum anderen ist diese An­
lage form einfach zu handhaben und wird daher von 
Sparern bevorzugt, die in Finanzgeschäften weniger 
bewandert sind. Diese Zurückhaltung ergibt sich schon 
daraus, daß aufgrund der niedrigen Anlagesummen 
das Bedürfnis nach anderen Anlageformen, selbst 
wenn sie ertragreicher wären, gering ist. Mit zuneh­
mendem Haushaltsnettoeinkommen nimmt die relati­
ve Bedeutung des Sparkontos ab, wenngleich die 
absoluten Beträge noch ansteigen. Anlagemotive dürf­
ten die kurzfristige Verfügbarkeil sein und die Tatsa­
che, daß das Sparkonto zum Ansparen für andere, 
höher verzinsliche Anlageformen benutzt wird. 

ln der unteren Einkommenskategorie besitzt nur gut 
die Hälfte der Haushalte ein Sparbuch. Mit zunehmen­
den Nettoemkommen nimmt dieser Anteil zu, so daß 
man sagen kann, daß Haushalte mit Nettoeinkommen 
über 5 000 DM über zumindest ein Sparbuch verfügen. 
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Wird nach der sozialen Stellung gegliedert. zeigt sich, 
daß Haushalte m1t erwerbstätiger Bezugsperson zu 
über 90 % über Sparkonten verfügen, wobei zwischen 
Selbständigen einschließlich Landwirten, Beamten, An­
gestellten und Arbeitern kaum Unterschiede zu erken­
nen sind. Arbeitslose und Nichterwerbstätige hatten 
dagegen häufiger kein Sparbuch. Die absolut höchsten 
Geldbeträge lagen be1 Gewerbetreibenden und freibe­
ruflich Tätigen (Selbständige ohne Landwirte) auf den 
Konten. Besonders bevorzugt wurde das Sparbuch von 
Arbeitern, die mit gut 7 000 DM zwar etwa gleich hohe 
Beträge wie Beamte und Angestellte aufwiesen, jedoch 
mit gut 52% ihrer erfragten Vermögenswerte den größ­
ten Anteil in dieser Sparform hielten. Die Nichterwerbs­
tätigen hatten knapp die Hälfte ihres Vermögens 
(47 %) auf Sparbüchern, absolut im Durchschnitt gut 
7 800 DM. 

Bausparverträge hatten gut ein Drittel (39 %) der Haus­
halte 1n Schleswig-Holstein, dabei waren die stärk­
sten Sektionen von Bausparguthaben die zwischen 
10 000 DM und 15 000 DM, zwischen 6 000 DM und 
8 000 DM sowie zwischen 3 000 DM und 4 000 DM. 
Im Durchschnitt hatten die Haushalte mit Bausparver­
trägen gut 4 200 DM angespart. ln dieser Form der Ver­
mögensbildung waren immerhin 24% der Ersparnisse 
festgelegt. Größten Zuspruch fanden Bausparverträ­
ge bei Haushalten, deren Bezugspersonen Beamte wa­
ren. Es folgten Haushalte von Angestellten und 
Arbeitern. ln den meisten Bausparerhaushalten lebten 
Ehepaare mit zwei Kindern, gefolgt von Ehepaaren mit 
einem Kind und solchen ohne Nachwuchs. Das 
Schwergewicht der Bauspartätigkeit entfiel auf Haus­
halte, deren Bezugsperson zwischen 35 und 45 Jahre 
alt war. ln dieser und den beiden benachbarten Alters­
gruppen, also zwischen 25 und 55 Jahre alt, fanden 
sich gut drei Viertel aller Bausparer. Bezugspersonen 
in diesem Lebensabschnitt hatten gut 70 % aller Bau­
sparguthaben angespart, wobe1 die höchste Durch­
schnittssumme wiederum auf die Altersgruppe 
zwischen 35 und 45 Jahren entfällt. Dazu paßt auch 
das Ergebnis der Gliederung nach der Haushaltsgrö­
Be, denn es wurde der höchste Betrag bei Ehepaaren 
mit zwei Kindern bzw. Vier-Personen-Haushalten nach­
gewiesen. Diese hatten auch mit Abstand die meisten 
Bausparverträge abgeschlossen. Im Landesdurch­
schnitt hatten die Beamten die durchschnittlich höch­
sten Beträge (9 825 DM) noch vor den Angestellten 
(7 702 DM) angespart. 

Gemessen an den abgefragten Vermögensformen hat­
ten die Schleswig-Holsteiner fast ein Viertel ihres Ver­
mögens in Bausparverträgen festgelegt, im Bundes­
durchschnitt hatten die Bürger nur gut ein Fünftel auf 

Anteile der Haushalte mit ausgesuchten Vermögensarten an 
allen Haushalten in % 

nach monatlichem Haushaltsnettoeinkommen 
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diesem Wege gespart. Aufgrund des insgesamt höhe­
ren Vermögenswertes, der für die Bürger auf Bundes­
ebene errechnet wurde, ergibt sich im Bundesdurch­
schnitt dennoch eine um über 10 % höhere Anspar­
summa je Haushalt als in Schleswig-Holstein. 

Knapp ein Viertel der Haushalte im nördlichsten Bun­
desland verfügte über Wertpapiere. Als Wertpapierar­
ten wurden im Schlußinterview erfaßt: 

• Sparbriefe 
• Pfandbriefe, Kommunalobligationen, sonstige Bank­

schuldverschreibungen 
• Staatsschuldpapiere (Wertpapiere der öffentlichen 

Hand wie öffentliche Anleihen, Kassenobligatlo­
nen, Bundesschatzbriefe u. ä.) 

• Aktien 
• Zertifikate von Immobilienfonds 
• Zertifikate von Investmentfonds 
• sonstige Wertpapiere (lndustrieobligationen, 

Wandelschuldverschreibungen, Kuxe u. ä.). 

Von den Haushalten waren die Vermögenswerte die­
ser Wertpapiere zum Tageskurs vom 31. Dezember 
1983 zu bewerten. Die schleswig-holsteinischen Haus­
halte verfügten über gut 4 600 DM im Durchschnitt, auf 
Bundesebene wurden je Haushalt fast 7 200 DM er­
mittelt. Dies waren 26 % bzw. 31 % des erfaßten Ge­
samtbruttogeldvermögens der privaten Haushalte. Auf 
die in Schleswig-Holstein ermittelten Ergebnisse kann 
zum tieferen empirischen Nachweis wegen der relativ 
geringen Zahl von Haushalten jedoch nur einge­
schränkt zurückgegriffen werden. 

Die für das Bundesgebiet ausgewerteten Daten, auf die 
sich die folgenden Aussagen beziehen, zeigen deut­
lich, daß Wertpapierbesitz und Einkommenshöhe po­
sitiv miteinander korreliert sind.a Von den Haushalten 
mit einem monatlichen Haushaltseinkommen unter 
800 DM verfügte nur jeder achte über Wertpapiere der 
hier erfragten Arten, von den Haushalten mit Einkom­
men zwischen 5 000 und 25 000 DM hatte jeder zwei­
te ein Wertpapierdepot Noch augenfälliger waren die 
Unterschiede bei Aktien: Jeder vierte Haushalt der 
höchsten nachgewiesenen Einkommensklasse, aber 
nur jeder vierzigste Haushalt der untersten Einkom­
mensklasse besaß Aktien. Dies deutet darauf hin, daß, 
je höher das verfügbare Einkommen ist, desto ausge­
prägter auch die Bereitschaft ist, Wertpapiere mit hö­
herem Risiko, aber auch höheren Gewinnchancen zu 

3 Euler, M. WertpapieNermögen privater Haushalte am Jah­
resende 1983, in W1rtschaft und Statistik 8/1985, S 674 

erwerben. Erwartungsgemäß zeigt sich bei diesen so­
lider fundierten Zahlen, daß Haushalte mit Gewerbe­
treibenden oder freiberuflich Tätigen als Bezugsperson 
den höchsten Anteil der Wertpapierbesitzer (41 %) auf­
weisen. Bei dieser Gruppe ist zu berücksichtigen, daß 
Vermögensbildung in den meisten Fällen zumindest 
Teil der Altersvorsorge darstellt. Es folgen in der Häu­
figkeit Angestellte, Beamte und Landwirte. Der Vorsor­
gecharakter der Vermögensbildung zeigt sich auch in 
dem bedeutenden Anteil, der auf Nichterwerbstätige 
als Wertpapierhalter entfällt (27 %). 

Von den über 45jährigen Haushaltsvorständen hält ein 
Drittel Wertpapiere. Von den unter 25jährigen verfü­
gen aber immerhin schon 14 % über ein eigenes Wert­
papierdepot. Es sollte h1er beachtet werden, daß der 
Anteil der Haushalte, die Wertpapiere halten, noch 
nichts über die Höhe ihres Portefeuilles aussagt. 

Die Haushalte, die Wertpapiere besitzen, hatten im 
Durchschnitt ein Depot im Wert von gut 24 000 DM. 
Beachtlich ist, daß selbst Haushalte, die ein monatli­
ches Nettoeinkommen von unter 800 DM deklariert hat­
ten, über ein Depotvolumen von fast 15 000 DM 
verfügen konnten. Dies ist immerhin fast ein Drittel des 
Wertpapiervermögens, das Haushalte der Einkom­
mensklasse 5 000 bis 25 000 DM pro Monat angege­
ben haben, der höchsten Einkommensklasse, die in 
der EVS berücksichtigt wurde. 

Auffällig ist auch der enge Zusammenhang zwischen 
dem Lebensalter der Bezugsperson Ufld der Höhe des 
Wertpapiervermögens. Haushaltsvorstände in den Al­
tersgruppen bis unter 55 Jahren verfügen über Ver­
mögenswerte, die unter dem angegebenen Durch­
schnittswert liegen. Die 55jährigen und älteren besit­
zen deutlich überdurchschnittliche Wertpapiervermö­
gen, für 70jährige und ältere wurde ein Wert von über 
36 000 DM errechnet. Diese mit dem Lebensalter an­
steigenden Vermögenswerte sind zum einen sicherlich 
eine Folge verbesserter Sparmöglichkeiten in beruflich 
besser gesicherten Altersstufen, zum anderen weist 
der hohe Vermögensstand älterer Menschen wieder­
um auf den Vorsorgecharakter des Vermögens hin. 
Dies verdeutlicht auch die Gliederung nach der sozia­
len Stellung, aus der hervorgeht, daß die Nichterwerb­
stätigen unter den Wertpapierbesitzern im Durchschnitt 
Wertpapiere in einem Volumen von über 30 000 DM 
besitzen. Von den Erwerbstätigen verfügen die Selb­
ständigen über das mit Abstand größte Depot (fast 
45 000 DM), für die Haushalte von Landwirten wurden 
knapp 25 000 DM errechnet und für Angestellte und 
Beamte jeweils um 19 000 DM. Trotz dieser Altars­
sicherungsfunktion der Wertpapiere wird jedoch aus 
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den vorliegenden Zahlen nicht erkennbar, daß die Be­
stände mit Überschreiten des Erwerbstätigenalters 
nachhaltig abgebaut werden. Die Wertpapierbestände 
werden also im Laufe des Erwerbslebens langsam auf­
gebaut und bis ms hohe Alter hinein gehalten. Zur Ver­
sorgung im Alter werden scheinbar nur Teile der 
Wertpapiererträge entnommen. 

Zur Sparform Lebensversicherung liegen für Schles­
wig-Holstein gesicherte Zahlen vor. Sie war nach der 
Geldanlage auf Sparbüchern die wichtigste Anlageform 
für die Mehrheit der Haushalte im Lande: reine Risi­
koversicherungen sind hienn wohlgemerkt nicht ent­
halten Schon in der Einkommensgruppe 1 200 bis 
1 800 DM pro Monat besaßen 62 % der Haushalte min­
destens einen Lebensversicherungsvertrag, in der hö­
heren Einkommensklasse von 5 000 bis 1 0 000 DM 
waren es immerhin fast 90 o;o . Am stärksten verbreitet 

• waren Lebensversicherungsverträge bei Haushaltsvor­
ständen mittleren Alters mit 35 bis 55 Jahren (82 %}, 
Haushalte mit Kindern verfügten zu über 80 % 
über eine solche Kombination aus Sparvertrag und 
Absicherung gegen Wechselfälle des Lebens. Neben 
Landwirten, Gewerbetreibenden und freiberuflich Tä­
tigen hatten sich vor allem Arbeiterhaushalte in diesen 
auf eine langfristige Ansparzeit ausgerichteten Verträ-

-
Kurzberichte 

Studenten im Wintersemester 1985/86 

Die Zahl der Studierenden an den schleswig-hol­
steinischen Hochschulen beträgt im Wintersemester 
1985/86 31 359. Das sind nur noch 413 oder 1 %mehr 
als im Wintersemester 1984/85. Im Vergleich zu den 
Vorjahren hat sich der Zuwachs des Studentenbe­
stands weiter abgeschwächt. D1e Zahl der Studienan­
fänger bleibt rückläufig. Sie beträgt nur noch 3 807, das 
sind 8 % weniger als im vorherigen Wintersemester. 

Dabei ist die Situation von Hochschule zu Hochschule 
sehr verschieden. Beträgt der Anfängerrückgang an 
der Universität Kiel 6 % , an der Pädagogischen 
Hochschule Kiel 9 % und an der Fachhochschule Kiel 
32 % , so hat d1e Fachhochschule Flensburg einen Zu-

gen engagiert. Aussagen zu den abgeschlossenen Le­
bensversicherungssummen können für Schleswig­
Holstein nicht gemacht werden. 

Aufgrund der schwachen Besetzung in den emzelnen 
Gliederungsklassen ist es für Schleswig-Holstein auch 
nicht möglich, eingehende Aussagen zu den Kreditver­
pflichtungen der Haushalte und ihrer Nettovermagens­
position zu machen. Zur Orientierung sei auch hier auf 
die Auswertung für das Bundesgebiet verwiesen.4 Da­
nach konnten gut 41 % der schuldenfreien Haus­
halte über ein positives Nettogeldvermögen unter 
10 000 DM verfügen. Die Vermögensbestände in die­
sen Haushalten machten zusammen aber nur 7 % des 
gesamten in der EVS erfaßten positiven Nettogeldver­
mögens aus. Andererseits besaßen 6 % der Haushal­
te 80 000 DM und mehr, 1 % der Haushalte hatten 
sogar 200 000 DM und mehr als Nettogeldvermögen 
angegeben. Das waren gut 35 % bzw. über 13 % des 
gesamten Nettogeldvermögens. Es zeigt sich also 
auch hier schon eine deutliche Vermögenskonzentra­
tion, wobei zu berücksichtigen ist, daß die Haushalte 
mit besonders hohen Einkommen (über 25 000 DM) 
in der EVS gar nicht befragt worden sind. 

Dr. Ffledrich·Wilhelm Lück 

wachs von 33 %, die Verwaltungsfachhochschule Al­
tenholz + 12 % und die Fernfachhochschule Rands­
burg sogar + 89 %. Betrachtet man den Anfängerrück­
gang nach Geschlechtern, so beträgt er bei den weib­
lichen Studierenden nur 34 im Vergleich zu 300 bei den 
männlichen Studienanfängern. 

Der Umstrukturierungsprozeß der letzten Jahre setzt 
sich fort: steigende Studentenzahlen an der Medizini­
schen Universität Lübeck und an den Fachhochschu­
len, weiterhm sinkende Tendenz bei den pädago­
gischen Hochschulen. An der Universität Kiel sind jetzt 

4 Euler, M . Geldvermagen pnvater Haushalte Ende 1983, 1n 
WirtSchaft und Stat1st1k 511985, Se1te 4151. 
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Hochschule 

Unrversotät Koel 
MediZinosehe Unrversotät 

Lubeck 
Plldagogosche Hochschule 

Flansburg 
Pädagogosche Hochschule 

Kiel 

Musokhochschule Lübeck 
Fachhochschule Flansburg 
Fachhochschule Koel 
Fachhochschule Luback 

Fachhochschule Wedel 
Fernfachhochschule 

Rendsburg 
Verwaltungsfachhochschule 

Altenholz 

Alle Hochschulen 
darunter 
Lehramtsstudenten 1 

UnoversotAt Koel 
Pädagogosche Hoch-

schule Flansburg 
Pädagogosche Hoch-

schule Koel 
Musokhochschule 

Lübeck 

Zusammen 

1 ohne Ooplom-Handelsfohrer 

Studenten 
Im 

WS 1985/86 

17 221 

1 094 

712 

1 644 

362 
915 

4 512 
1 943 

992 

1 102 

862 

31 359 

1 977 

560 

1 315 

106 

3958 

Veränderung 
gegenuber 

WS 1984/85 

Anzahl m% 

- 48 - 0 

+ 104 + 11 

- 145 - 17 

-283 - 15 

- 2 - 1 
+ 140 + 18 
+ 238 + 6 
+ 93 + 5 

+ 48 + 5 

+ 270 +32 

0 0 

+ 413 + 1 

- 266 - 12 

- 160 - 22 

- 373 - 22 

+ + I 

- 798 - 17 

17 221 Studierende eingeschrieben, 48 weniger als im 
Wintersemester 1984/85. An der Medizinischen Univer­
sität Lübeck studieren 1 094 Studenten. 11 % mehr als 
vor einem Jahr, an den pädagogischen Hochschulen 
nur noch 2 356, davon 1 644 (- 15 %) in Kiel und 712 
(- 17 %) in Flensburg. 

Die Zahl der Lehramtsstudenten an der Universität Kiel, 
an den pädagogischen Hochschulen und an der Mu­
sikhochschule Lübeck ist um 798 oder 17 % und bei 
den Studienanfängern um 57 oder 21 o.ro zurückgegan­
gen. Auch ihr Anteil an allen Studenten in Schleswig­
Holstein hat dementsprechend weiter auf 13 % abge­
nommen. 

An den Fachhochschulen sind erstmalig über 10 000 
Studierende eingeschrieben, und zwar 4 512 (+ 6 %) 
in Kiel, 1 943 ( + 5 %) in Lübeck, 992 ( + 5 %) in We­
del, 915 (+ 18 %) in Flensburg, 1102 (+ 32 %) an der 
Fernfachhochschule in Randsburg und schließlich un­
verändert 862 an der Verwaltungsfachhochschule in Al­
tenholz. Bei den Studienanfängern der Fachhoch­
schulen ergibt sich jedoch ein Rückgang um 188 Per­
sonen. 

Der Frauenanteil an den Hochschulen ist um 1 Prozent­
punkt auf 38 %gesunken. 11 993 Studentinnen, nur 
36 mehr als vor einem Jahr, sind jetzt immatrikuliert. 
Die höchsten Frauenanteile verzeichnen die pädago­
gischen Hochschulen (Kiel 72 %, Flansburg 68 %), es 
folgen die Musikhochschule mit 57%, die Universitä­
ten (Lübeck 47 %, Kiel 42 %) und die Verwaltungs­
fachhochschule mit 46 %. ln den Fachhochschulen 
schwanken die Frauenanteile zwischen 7 % in Flans­
burg und 29 % in Kiel. 

Leonhard Gawlik 

Rinder- und Schweinebestände 
im Dezember 1985 

Seit 1981 wird die Dezemberviehzählung im jährlichen 
Wechsel in geraden Jahren allgemein, in ungeraden 
Jahren repräsentativ durchgeführt. Entsprechend die­
sem Erhebungsturnus wurden die Viehbestände im De­
zember 1985 anhand einer nach Tierarten, Nutzungs· 
richtung und Bestandsgrößen geschichteten Stichpro­
be erfaßt, deren Auswahlgrundlage die Viehhaltungen 
der letzten Totalerhebung im Jahre 1984 bildeten. Das 
Auswahlverfahren wurde in Heft 2/1982 dieser Zeit­
schrift ausführlich beschrieben. Rund ein Viertel aller 
Viehhaltungen wurde in die Erhebung einbezogen. Er­
faßt wurden die Bestände an Rindern, Schweinen, 
Schafen und Geflügel. Ausgenommen von der Zählung 
waren nur wenige Mastschweine-, Schaf· und Geflügel­
kleiosthaltungen mit geringer oder keiner landwirt­
schaftlich genutzten Fläche und unbedeutenden 
pflanzlichen und tierischen Erzeugungseinheiten. Die 
Erfassung der Pferdebestände war durch die Verord­
nung zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
vom 14. September 1984 ausgesetzt worden. 

Nach ersten vorläufigen Ergebnissen wurden am 3. De­
zember 1985 in Schleswig-Holstein 1,59 Mi II. Rinder, 
darunter 527 000 Milchkühe, und 1,74 Mill. Schweine 
gehalten, darunter 193 000 Sauen. 

Weniger Milchkühe, mehr Mastrinder 

Erstmals seit 1979 war der Rindviehbestand in Jahres­
frist wieder rückläufig, und zwar um 34 000 Tiere oder 
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2 %. Allein die Zahl der Milchkühe ging um 18 000 Tiere 
oder 3 % auf 527 000 Tiere zurück. Seit dem bisheri­
gen Höchststand tm Jahre 1983 (574 000) nahm der 
Milchkuhbestand als Folge der seit April 1984 einge­
führten Milchquotenregelung um 47 000 Tiere oder 
8 % ab . Er entspricht nur noch annähernd dem Be­
stand vom Dezember 1981. 

Gleichzeitig verringerte sich die Zahl der Kälber 
(254 000) sowie der 1/2 bis 1 Jahr alten männlichen 
(139 000) und weiblichen Jungrinder (189 000) gegen-
über dem VorJahr um je 7 % erheblich. Die relative Ver-
änderung des Jungrinderbestandes entspricht dem 
Rückgang der Kälberzahl von Juni 1984 bts Juni 1985 
um ebenfalls 7 %. Damit dürfte das gesamte Kälberauf-
kommen im Jahre 1985 um etwa 40 000 Tiere kleiner 
als im Jahre 1984 gewesen sein. Eine mtttelfristtg ab 

.. 1987 rückläuftge Entwicklung des Bestandes an Mast­
~ und Schlachtrindern sowie der Rinderschlachtungen 

dürfte sich somit bereits anzeigen. 

DezembeNiehbestände in 1 000 

Jahr 

1980 
1981 
1982 

1983 
1984 
1985 

Rinder 
Insgesamt 

1 553 
1 544 
1 565 

1 616 
1 627 
1 593 

Milch· 
kühe 

520 
525 
541 

574 
545 
527 

-'I Bullen, Ochsen, Schlachtfarsen, Schlachtkühe 

Mast- und 
Schlachtrinder· 

ab 1 Jahr alt 

170 
164 
159 

163 
183 
205 

Als Folge der zahlreicheren Kaibungen in den Vorjah­
ren sind die Bestände an weiblicher Nachzucht und an 
Mastrindern in den Alterskategorien ab 1 Jahr gegen­
über dem Dezember 1984 nochmals angestiegen. Die 
Zahl der weiblichen Nutz- und Zuchttiere im Alter von 
1 bis 2 Jahren erhöhte sich in Jahrsfrist um 1 % auf 
206 000 und die der über 2 Jahre alten Nutz- und 
Zuchtfärsen um 9 % auf 65 000. Der Bestand an männ­
lichen und wetblichen zum Schlachten bestimmten 
Tieren ab 1 Jahr (Bullen, Ochsen, Schlachtfärsen, 
Schlachtkühe} erhöhte sich um nochmals 12 % auf 
205 000 Tiere; das sind 46 000 oder nahezu ein Drittel 
mehr als vor drei Jahren. Nahezu zwei Drittel der über­
wiegend zur Mast und zum Schlachten bestimmten 
Rinder waren männliche im Alter von 1 bis 2 Jahren. 
Darin kommt die nach wie vor große Verbreitung der 

Jungbullenmast, die überwtegend als Stallhaltung be­
trieben wird, zum Ausdruck. 

Mast· und Schlachtrinder 
ab 1 Jahr alt 

1 bts 2 Jahr alt 

männliche Rinder 
weibliche Rinder zum Schlachten 

2 Jahre und älter 

Bullen und Ochsen 
Schlachtfärsen 
Schlachtkühe 

Insgesamt 

Bestand 
am 

3. 12. 1985 
tn 1 000 

133 
33 

24 
8 
7 

205 

Veränderung 
gegenuber 

Vortahr 
tn% 

+ 12 
+ 11 

+ 13 
+ 19 
+ 8 

+ 12 

Aus der Übersicht läßt sich ferner erkennen, daß zu­
nehmend die weniger nutz- und zuchttauglichen Fär­
sen zur Mast und zum Schlachten bestimmt werden. 
Nach einem vorübergehenden Anstieg des Bestandes 
an Ammen- und Mutterkühen ist dieser von 9 000 im 
Dezember 1984 auf 8 000 im Dezember 1985 wieder 
zurückgegangen. Wie bei der früheren Gewährung von 
Abschlachtprämien handelt es sich offenbar teilweise 
um eine vorübergehende, si;h jetzt wieder abschwä­
chende Haltung des früheren Milchkuhbestandes nach 
der Inanspruchnahme von Milchrenten. Aufgrund der 
nach wie vor intensiven Bewirtschaftung der landwtrt· 
schaftlieh genutzten Flächen kommt der einseitigen 
Fleischrinderhaltung weiterhin eine geringe Bedeutung 
zu. Einschließlich Nachzucht und Masttiere dürften die 
Fleischrinder auf emen Anteil von nicht einmal 2 % 
kommen. 

Stagnierender Sauen- und rückläufiger 
Mastschweinebestand 

Nach einem vorübergehenden Anstieg im Vorjahr 
nahm die Zahl der Schweine - bei im Jahresverlauf 
unbefriedigenden Erzeugererlösen-wieder leicht um 
24 000 Tiere oder 1 % ab. Dabei ging der Bestand an 
Mastschweinen ab 50 kg Lebendgewicht in Jahresfrist 
um 6 % auf 583 000 Tiere besonders stark zurück. In­
folgedessen dürfte das Schlachtschweineaufkommen 
zu Beginn dieses Jahres wie schon in den letzten Mo­
naten des Vorjahres relativ gering sein. 

Dagegen überstieg die Zahl der Sauen (193 000 Tie­
re) den Bestand vom Dezember 1984 um 1 %. Vom 
Gesamtbestand waren 44 000 Jungsauen ( + 3 %) und 
149 000 Altsauen ( + 1 %). Die Zahl der trächtigen Tie­
re entsprach mit 129 000 Tieren annähernd dem vor-
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jährigen Bestand. Wie die Zahl der Sauen war auch 
die der Ferkel (524 000) und der Jungschweine unter 
50 kg Lebendgewicht (433 000) um je 1 % größer als 
im Dezember 1984. 

Als Stichprobenerhebung vermag die Dezembervieh­
zählung 1985 nur Landesergebnisse zu liefern, so daß 
Aussagen über regionale und strukturelle Veränderun­
gen nicht möglich sind. Die entsprechend dem zwei 

Erläuterungen 

jährigen Turnus im Dezember 1986 anstehende allge­
meine Viehzählung wird wieder nach Kreisen und Na­
turräumen gegliederte Regionalergebnisse und nach 
Bestands- und Betriebsgrößen aufbereitete Struktur­
ergebnisse bereitstellen. 

Dr. Hans-S1egfrted Grunwafdt 

Wettere Angaben im Stat. Bencht C /II 1 • VJ 411985. 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem Statistischen Landesamt stammen 

Der Ausdruck .Kreise" steht vereinfachend tur .Kreise und kreisfreie Städte". 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Teilzahlen entstehen durch 
unabhäng1ge Rundung; allen Rechnungen liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bei Größenklassen bedeutet zum Beisp.el .t-5": .t b1s unter 5", 

Zahlen 1n ( ) haben e~ngeschränkte Aussagefähigkeit 

p ,. vorläufige Zahl 
r • berichtigte Zahl 
s • geschätzte Zahl 
D • Durchschnitt 

Zetchen anstelle von Zahlen 1n Tabellen bedeuten: 

0 .. wen1ger als die Hälfte von t in der letzten besetzten 
Stelle, Jedoch mehr als nichts 

• niChts vorhanden 
• Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

1 • Zahlenwert niCht s1cher genug 
X .. Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll 

• Angabe fällt später an 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG- HOLSTEI N 
38. Jahrg.Jng ~~ft 2 

SCHLES WIG-HOLSTEIN 111 ZAHLENSPIEGEL 

MONATS- IJID VIERTELJAHRESZAHLEN 

BEVO!.KERUNG UNO ERII( RBSTATJGKEIT 

•eEVOl.KERUNG AM HONATSENOt l 000 

NATORUCHE 8EVÖI.KERUNGS8f.IIEGU~G 
•Ehtsch 11 tDung~n Anzahl 
• Je 1 000 Einw. und 1 Jahr 
*lebend geborene nzahl . je I 000 E11!W. und 1 Jahr 

•Gestorbene lohne Totgeborene! Anzahl 
• je I 000 Einw. und I Jahr 

dirunter I• ersten Lebensjahr Anzahl 
je I 000 le~endgeborene 

•OberschuO der Geborenen I •l oder Gestorbenen ( -) Anzahl 
• je 1 000 EI nw. und 1 Jahr 

WANDERUNGEN 
•Uber dtc landesgrenze Zugezogene Anzahl 
•Ober dl ~ Landesgrenze Fortgezogene Anzahl 

*llanderungsg~lnn l+l oder -verlnt 1-J Anzahl 
•Innerhalb des Lan~~s Um9ezogene Anzahl 

\14nderungsfK11e Anzahl 

'RBE ITSLAGE 
*ArbeIts 1 ose 1 000 

derunter ~aMtr I 000 

Kurzarbel ter 1 000 
darunter Männer 1 000 

Offene Stellen 1 000 

LANOIIIRTSCHAFT 

([[HßESTAND 

*Rindvfeh (efnschlleOllch Kälber) 1 000 
darunter "Milchkühe 

(ohne ~n- und HutterkGhe) 1 000 

*Schweine I 000 
darunter *'luchtsau~n 1 000 

darunter •trichtl g 1 000 

SCHLACHTUNGEN2) 
·~Inder (ohne Kalber) 1 000 St. 
*Kälber 1 000 St. 
•sc~welne 1 000 St. 

darunter "Hiusschltchtungen 1 000 St. 

•sclii.ACHTIItNG(N3 l AUS GE11ER8LICHEN SCHLACHTU~G(N2l 
lohne Geflugell I 000 t 

darunter *Rinder (ohne Ulberl 1 000 t 
*Kilber IOOOt 
*Schweine 1 000 t 

DURCHSCI1HITTLICHrS SCHLACHTGEIIICKT fur2l 

Rinder (ohne Kllber) kg 
Kälber kg 
Schweine kg 

GEHliGEL 
Eingelegte BrutelerAl *filr legehennenkOken 1 000 

fur IWsthuMerkut.n 1 000 
"Gefl uge Hl efschS) l 000 kg 

*llllCHERZEUGUNG I 000 t 

darunter •an Holktret en und H.indler geliefert ' ~ilchlel stung je Kuh und Teg kg 

1983 1984 

Honats­
durchschn f t t 

2 618 2 515 

I 237 1 254 
5, 7 5,8 

1 956 I 911 
9 ,0 8,8 

2 585 2 565 
11,9 11 ,8 

19 18 
9,7 9,4 

629 652 
2,9 3,0 

5 436 5 582 
4 937 5 164 

+ 499 + 418 
10 095 10 213 

20 468 20 958 

107 109 
62 64 

17,1 13,7 
14,2 12,0 

2,5 2, 7 

I 616a I 6271 

5741 545a 

I 7331 1 7671 
1901 1911 
1281 130e 

38 45 
1 I 

23A 240 
4b 4C 

29,8 31,7 

10,5 12,4 
0,1 0,1 

19,0 19,1 

284 281 
106 108 
81 81 

164 152 
1 033 850 

817 832 

229 U3 
97 96 

13,5 13,1 

Okt. 

z 61~ 

1 119 
5,0 

1 898 
8,5 

2 599 
11,7 

22 
11,6 
701 
3,2 

7 013 
5 915 

+ I 098 
12 335 

25 263 

lOS 
60 

9,8 
8,2 

2,1 

78 
1 

263 
4 

44 , 7 

23,3 
0 ,2 

21,1 

297 
109 
81 

72 
859 
979 

183 
91 

10 ,6 

1984 

~OV. Dez. 

2 614 2 614 

990 1 183 
4,6 5,3 

I 793 1 940 
8,3 8,7 

2 632 2 852 
12,2 12,8 

16 22 
8,9 11,3 
839 912 
3,9 4,1 

4 964 5 148 
4 618 4 320 

+ 346 + 828 
10 201 8 705 

19 783 18 173 

111 119 
64 70 

13,0 17,1 
11,0 14,6 

1,9 1,9 

I 627 

545 
l 767 

191 
130 

56 41 
I I 

258 229 
7 6 

36,1 29,4 

15,3 11,0 
0,1 0,1 

'0,5 18,2 

271 274 
113 109 
82 81 

141 91 

922 851 

182 202 

93 93 

10,8 11,7 

198S 

Sept. Okt. 

2 615 

1 3o2 I 107 
6,1 5,0 

2 050 I 952 
9,5 8,8 

2 487 2 478 
11,6 l1,2 

13 10 
6,3 5,1 
437 526 
2,0 2,4 

5 568 
6 241 

67? 
11 311 

23 126 

109 111 
61 62 

4,1 5,3 
3,3 4,4 

2,6 2,6 

59 80 
I I 

238 247 
2 J 

37,3 44.5 

17,6 24,1 
0,1 0,1 

19 ,3 20,1 

301 300 
122 118 
82 82 

140 142 
7 

129 165 

181 p 192 
p 94 93 

11,1 p 11,4 

Nov. Dez. 

118 125 
67 72 

8,6 11,6 
7,5 10,3 

2,5 2,4 

p I 593 

p 527 

p 1 743 
p 1q3 
p 1zq 

53 4Z 
I I 

248 223 
7 5 

35,1 29,7 

14,9 II, 7 
0,1 0,1 

19,9 17,7 

279 
112 112 
82 81 

166 87 

155 184 

p 187 p 205 

94 p 95 

11,4 p 12,1 

*l Diese Positionen werden von allen Statistischen landesäoatern 111 "lahl enspfegel" veröffentlicht 
1 J ohne Innerhalb der lielllelnde U11gezogene 2) 8fs Oezelllber 1984 Inlandtfere, ~b Januar 1985 In- und Aushndtfere 3) e1nsc~.11e011ch Schlachtfctte, Je-
doch ohne Innerelen 4) In Betrieben •lt einen~ Fassungsvennögen von 1 000 und -ehr Eiern 5) aus Schlachtung•n Inlandischen Geflugels fn Schlachterelen 
1111t einer Schlacht~lpazltllt von 2 000 und mehr Tieren I• Monat 
a) Dezember bl lllnterh~lbjahr 1983/84 • 6 c) Winterhalbjahr 1984/85 • 5 



NOCH: JIIONATS- UND VIERTELJAHRESZAHLEN 

PRODUZIERENDES. GEWERBE 

VERARBE !TENOES GEWERBE ll 

"BeschHtigte (einschlfeßlich Utlger Inhaber) 1 000 
darunter "Arbeiter und gewerblich Auszubildende 1 000 

•Gel ef st~>te Arbeiterstunden 

*Geha 1 tssume. 

Auftragset ngan9 •lusgewähl ter Wf rtsoha ftszwef ge 
aus dem In lan~ 
aus do•m Ausland 

•umsd tz (ohne Ums• • zs teuer) 
I nlan~sumsatz 

*Aus l•ndsumsatz 

*Kohl everbrauch2 l 

*Gasv~rbrauch3l 
*Sudt- und Kokereiga. 
•Erd- und Erdolsas 

*11ei zölverbrauch4l 
*l~fchtes llelzol 
*schweres lfei zo1 

'5tromved>rauch5) 

•strOCil"rz~ugunq !industrielle Eigenerzeugungl 

*!nMx der indus•riellcn Nettoproduktion im 
produz f erenden Gewerbe 6) 

*C!>Sch•ftigte (ofnschlleßlich tatiger Inhaber! 

·c~l ei stete Ar bei ustund•n 
darunter fur 

"1/ohnungsbauten 
•gi'Werallc~e und f ndustrf e 11 e Bauten 
'Ver.ehrs- und offentliehe ß~ucen 

,.,lohn~ume 

*8au9" rbllcher Umsatz !ohne Umsatzstl!tiPrl 

Auftragset ngan~a l 

ßeschilf t1 qte 

Gcloistete Arbeitsstunden 

Lohn- und Gehaltssumme 

Ausbaugow.-bllcher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

ÖFHNTLICHE ENtRG1F VERSORGUNGlO) 

*Stromerzeugung (brutto) 

*Stromverbrauch (einschließlich Verluste, 
ohne Pumpstromverbrauch) 

'Gas~rz~ugun9 (brutto) 

HANDWERK 

~ANDWERK ( 'leßzah 1 en): ll 

*Besch3fttgte (otnsch11e01 fch tiltiger lnhaber1 

1 000 

11111. DM 

Hfll. OM 

M!11. DM 
Mfll. DM 
Mi11. DH 

Mlll. DM 
Mill. Dl4 
Mfll. DM 

1 000 t SKE 

Mfll.ml 
Mill. m• 
Mill. m1 

1 OOD t 
1 000 t 
1 000 t 

Mfll. kllh 

Mill. kWh 

1980 • 100 

Anzahl 

l 000 

1 000 
1 000 
I 000 

Mi 11. UM 

'Hll. DM 

Mill, OM 

Mf11. DM 

Anzahl 

I 000 

lfill. DM 

Mill. DM 

Mill. kWh 

'1111. kWh 

Mill. m> 

am Ende des V1erte1j4~res 30.9.1976 ;; 100 

*Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Vj. -0 1976 :; 100 

1983 1984 

Monats­
durchschn f tt 

166 
114 

1~ 254 

301 '1 

202,7 

1 559 
I 071 

488 

2 849 
2 319 

529 

19 

40,2 

66 
8 

57 

222 

25 

92.4 

49 160 

5 473 

2 346 
1 176 
1 765 

112,1 

19,2 

376,1 

247,6 

7 998 

940 

19,1 

56,0 

959 

816 

101,3 

134,0 

165 
113 

16 139 

306,1 

207,1 

1 647 
1 143 

503 

3 020 
2 346 

674 

19 

39,5 

80 
9 

70 

236 

24 

101,8 

47 249 

5 156 

2 155 
1 119 
1 749 

108,-1 

19.7 

364,1 

209,2 

8 083 

9/0 

20,1 

59,2 

1 842 

861 

101,8 

135,0 

O~t. 

169 
116 

17 827 

313,9 

198,2 

1 683 
1 151 

533 

3 156 
2 565 

592 

25 

38,8 

79 
8 

71 

253 

32 

105,3 

46 641 

6 129 

2 467 
1 254 
2 246 

123,4 

18,5 

437.7 

229.0 

8 bl3 

I 154 

22,2 

69,0 

2 007 

876 

1984 

Nov. 

167 
115 

17 523 

394,8 

275,1 

1 615 
1 138 

471 

3 157 
2 522 

635 

21 

38,6 

64 
10 
55 

246 

34 

109,4 

45 196 

s 220 

2 101 
1 074 
I 924 

!49,0 

27.7 

464.7 

159,5 

8 395 

1 066 

24,6 

75,1 

1 931 

924 

Oez. 

165 
114 

14 589 

310,4 

220,4 

I 793 
1 162 

631 

3 301 
2 523 

778 

21 

38,9 

75 
10 
65 

230 

31 

114,2 

43 579 

3 321 

1 329 
764 

1 145 

76,1 

19,9 

515,5 

129,3 

8 150 

892 

20,3 

114,5 

2 037 

986 

Sept. 

168 
116 

16 475 

311,3 

206,9 

1 780 
1 141 

639 

3 20Q 
2 509 

700 

233 

23 

108,0 

43 141 

5 448 

2 045 
1 147 
2 112 

104,3 

18,0 

413,7 

244,1 

7 774 

944 

18,9 

55,6 

1 738 

821 

3.Vj.84 J.Vj.85 

101,4 

159,6 

101,0 

140,9 

Okt. 

168 
116 

17 722 

328,9 

205,3 

1 841 
1 221 

619 

3 365 
2 733 

632 

256 

26 

1985 

115,8 

42 388 

5 758 

2 110 
I 209 
2 279 

110,8 

17.7 

427,6 

205,6 

7 551 

992 

19,1 

65,0 

1 899 

891 

Nov. 

167 
115 

16 694 

398,5 

28? ,9 

1 732 
1 1Q8 

534 

3 100 
2 444 

656 

257 

32 

4! 306 

359 

1 591 
959 

I 683 

122,0 

26,8 

402,0 

182,7 

7 353 

877 

21,0 

65,3 

Oez. 

166 
114 

14 668 

332,6 

235,8 

I 782 
1 !56 

626 

3 156 
2 475 

682 

239 

3? 

4.Vj.8S 

*) Oiese Positionen werden von ~11~n Statistischen Landesämtern 1m "Zahlenspfeqrl" veröffentlicht 
1) Betriebe mit 1m ~llgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen Bericht f 1 1 2! 1 t Steinkohle • 1 t SKE • Steinkohle-
Einheft (2Q 308 MJ) 3) l 000 m• Gas (Ho • 35,169 MJ/m'); 1,2 t SKE 4) 1 t Heizöl, leicht; 1,46 t S~E. schwer • 1,40 t SKE 51 1 000 kllh Strom 
• 0,123 t s .. E 6) ohne Ausbaugewerbe, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung 7) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE II 1 8) Nur Betrtiebe von 
Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 9) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E !ll 1 10) Quelle: Oer llirtschaftsm1nister des L•ndPs Schleswig­
Holstein 11) ohne handwerklfcne Neb~nbetriebe 



HOCH: MONATS• UNO VIERTELJAI!RESZAHLEH 

1983 1984 19H4 1985 

Monats- Ckt, Nov. Dez. Sept. Oie t. ~ov. Otz. 
durchsehnt t t 

BAliTATIGKEIT 

BAUGENEHMIGUNGEN 
*llohngeblude (Errichtung neuer Gebaudel Anzehl 661 503 490 507 371 438 450 422 390 

darunter l!lf t 
*I Wohnung ~nzehl 483 385 409 404 302 360 384 346 357 
*2 Wohnungen Anzahl 107 73 49 56 43 55 43 59 20 

'"Raum! nha 1t l 000 '"' 6&7 458 365 426 270 323 313 304 255 
•wohnfl ache I 000 m• 120 83 69 82 51 62 so 54 49 

*Nitht><ohngebiud- (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl 171 122 126 111 103 134 135 83 121 

*l!aUIIIfnhal t 1 000 1111 599 408 376 313 497 350 45& 375 566 
*Nuunache 1 000 1111 103 71 67 58 81 63 737 15 93 

•Wohnungen Insgesamt (alle BaUJ~taOnahDien) Anzahl 1 570 075 876 087 667 775 /Sb 644 635 

KAHOEL U~D GASTGEllERBE 

AUSF11HR 

'Ausfuhr Insgesamt 11111. 0!'! 678,8 840,1 364,6 963,5 796,3 831,1 829,1 811,7 

davon Guter der 
"Ernlhrungswl rtsehaft Mill. 011 115,4 129,6 136,5 149,2 142,8 135,7 156,0 120,6 

•gewerbl fthen Wirtschart Mi! I. 011 563,4 710 ,5 I 228,1 814,3 653,5 695,4 673,2 691,1 
davon 

•Rohstorre Hill. Dl'l 12,8 18,4 23,3 22,0 18,1 16,9 20,5 15,7 
'Halbwaren rm1. 011 57,4 71 , 0 81,9 68,2 71,6 66,0 57,3 75.7 

•r ~rt f gwa ren Hf11. DH 493,2 621,1 122,9 724,0 563,8 612.5 595,4 599,7 
davo~ 

•vor•rzeugni sse 14111. 011 64,3 85,4 113,0 87,2 89,4 92,3 91,5 107,6 
•tndorzeugn f sse Hf11. 011 428,8 535,7 I 009,9 636,8 474,4 520,2 SOl,? 492,1 

nach ausgew~hl te1 V~rb-.uchS lindern 

*EG·Linder Mf11. IJol 295,1 346,5 403,4 r 356,8 346 , 1 434,5 4JI,4 )91,2 
darunter Oanemarlt llf11. 014 57,3 73 ,6 73,2 r 72,5 60,7 82,8 85,7 94,3 

~~ ederl ande Hfll. DM 64,2 70,8 96,4 r 71,6 87 ,8 105. s 106,2 70,0 
F'ran~reich Htll. Oll 55,2 62,6 73,3 r 66,5 57,4 79,3 68,0 61,7 
Italien Hili. OH 29,7 40,0 48,7 r 52,9 42 ,4 53,6 51,2 54,6 

'EINZELHA.~ELS~sATZE IHeßza~ll 198:1 ; 100 108,9 109,9 108,9 115,7 134,7 103,6 r 112,3 llR,S 

*GASTGEWERBE\l>lsATZE IMtOu~ll 1980 ä 100 107,7 106,9 96,3 62,9 89,9 120,1 r 103,0 82,1 

F'RL~tHVERKEHR IN BEHERBERGUNCSSTATTEH 
HIT 9 Jllll HrHR GAs•EBETTEH !eloschl. Jugendherb~rge~) 

*AnkJnfte 1 000 238 236 225 131 94 p 329 p 249 p 143 
darunt~r •von Aus 1 andsgas te~ 1 000 22 23 21 16 11 p 30 p 24 p I~ 

•Ubernachtung~n 1 000 377 I 361 994 473 361 p 1 833 p 1 057 p 491 
darunter •von Aus hndsgh ten I 000 42 42 41 29 24 p 56 p 52 p 36 

VERKEHR 

SEESCHIFFAKRT1l 

GQterempfang l 000 t 1 175 I 205 201 I 452 087 
GDterversand I 000 t 603 669 728 741 764 

81 ~~E ~SCHI Fr AHRT 

*Güteretapfang 1 000 t 138 14J 157 133 149 144 142 111 155 
*GDterversand I 000 t 148 153 1JZ 176 187 159 168 IH 137 

•zutASSil'iGEN FABRIK~(UER KRAFTFAI!RZEUGE Anza~l 9 382 8 855 8 694 7 ~78 6 125 7 645 9 266 

darunter Kraftrad~r 
(efnschlteOltch liotorroller) Anzahl 432 34Z 60 39 15 87 49 

"~>~rsoncnkraftwagen 2) Anzahl 8 253 7 894 8 008 6 893 5 636 6 955 8 606 
•Lntkraftwar,n 

lelnschlft ltch ll!t Sp~zhlaufbaul Anzahl 400 384 414 361 291 333 363 

STRASSE NVER~EHRSUNr ÄLLE 

*Unfalle 1111t Personenschaden Anzahl 1 533 l 472 540 I 252 1 398 I 628 I 419 p 1 303 p 1 l ~4 
'Getottte Personen Anzahl 43 31 24 3Z 46 32 33 p 29 p 31 
•verletzte Personen Anzahl 1 966 1 876 921 1 580 I 751 2 000 I 825 P I 655 p I 46() 

•) Oiese Positionen werden von allen Statistischen Landesämtern ito "Zahlensplegel" verilffentlfcht 
1) ohne ElfengNichte der als Verkehrsmittel i11 Fährve•kehr trlnsportferten Eisenbahn· und Straßenfahrzeuge 
2) efnschl e01fch Kombinatfonskraftwagen 



NOCH: MONATS- UIID VIERTELJAHRESZAHLEN 

1983 1984 1984 1985 

Monats- II ou. ~ov. Dez. Sept. 0\t. Nov. Dez. tlurthschnltt 

GElD UN:l KREDIT 

KREDITE UN~ EINLAGEN2l 

*Kredltell an Nichtbanken tnsgesa111t 
(Stand am J~hres- bzw. ll~natsend•l llill. 1)1 65 433 68 298 67 645 67 853 68 298 69 883 10 172 70 571 10 876 

11aru~ter 
*Kredite 3) an lnlindhche Nichtbanken Mfll. DM 63 597 66 412 65 984 66 119 66 472 68 176 68 456 68 858 69 135 

*kurzfristige kredfte (bis zu I Jahr) Hfll. DM 9 907 9 729 9 832 9 7ZO 9 729 ID 004 9 972 9 860 9 817 
•an Unternehmen und Privatpersonen l·lf 11. DM 9 190 9 466 9 599 9 493 9 466 9 845 9 m 9 631 9 594 
·~~ liffentl I ehe Haushai te Hill. ll!4 717 264 233 228 264 158 250 229 223 

•mittel frfstfge Kredite 11 bis 4 Jahre) Mlll. DM 7 348 6 961 6 978 6 842 6 961 6 103 6 057 6 123 6 082 
•an Unternehmen und Pr! vatpersonen Kfll. DM 5 529 s 190 5 271 s 211 s 190 4 673 4 653 4 606 4 587 
•an Öfrent liehe Hausha 1 te Hlll. DM 1 819 1 770 I 707 1 632 I 770 1 431 1 404 I 516 1 495 

*langfristige Kredite !mehr als 4 Jahre) Mill. Dli 46 341 49 782 49 174 49 556 49 782 52 069 sz 427 52 875 53 236 
•an nterneh n nd Privatpersonen m. DM 34 816 37 401 :!6 707 36 957 37 401 39 088 39 410 39 731 39 954 
•an llrrentlfche Haushalte '1111. DM 11 525 12 381 12 467 12 599 12 381 12 982 13 017 13 144 13 282 

•(inla9fn und oufgen ne l:red tell von ~lchtbanken 
(Stand P Jahroes- bzw. ~~natsendel Kill. 1)1 40 378 42 502 41 412 41 751 42 502 43 726 44 222 44 554 45 182 
•stcht~lnllp n und Yerufngelder Hili. DM 24 711 26m 25 979 26 264 26 271 27 517 27 970 28 307 28 203 

•von Untemehl:lcn und Privatpersonen Mlll. DM 18 366 19 983 19 641 20 054 19 983 21 124 21 444 21 912 21 686 
•von offentliehen Haushalten Mlll. DM 6 345 6288 6 338 6 210 6 288 6 393 6 526 6 395 6 518 

*Sparoelnlag n Mlll. DM 15 667 16 231 15 433 IS 487 16 231 16 209 16 252 16 247 16 975 
*bel Spar\:assen (Spareinlagen! Sparbriefe. 

Nalll<!nsschuldverschrelbungen Mlll. DM 11 457 12 174 11 708 11 741 12 174 12 389 1Z 423 12 452 

*Gutschriften auf Spor\:onten 
(elnsch1fe01fch Zlnsgutschrlftenl 11111. DM 990 990 99(1 855 I 607 825 990 848 

*las schd I t n auf SpaM:ontPn Mlll. DM 896 946 951 801 863 768 947 861 

lA!llU~GSSCHWIERIGl<EIIEN 

*Konkurse (cr6ffncte ond 1!14ngels M.tsse abgelehnte) Anzahl 54 64 b4 67 75 104 53 70 84 

•vergl elchsver r ahren Anzahl 0,3 0,2 

•wechselprot •ste (ohne die bel der Post! Anzahl 337 352 370 424 494 274 
*Wech elsulllllll Hili. DH 2,4 2,5 2,6 3,7 4, 5 2.0 

STEUER~ 

VIerteljahres- 4, VJ,84 3.Vj.85 4.Vj.85 
STEUERAurK0191E:N NACH DER STEUERART clurchschnft t 

*Cel:lc I nscha ftss teuern 11111. DH 2 24!1,0 2 311,3 2 462' 5 2 325,6 2 757,3 
*Steuern ~0011 rtnkOIII:Ien Mlll. DH 1 567.9 I 644,7 1 870,7 I 694,6 2 101,3 

• ohnsteue,. 4) 11111. DM I 161,8 I 210,6 I 399,6 1 294,3 I 551,0 
•ver•nlagte [ln<-.ensteuer 11111. DH 237,0 231,4 237,6 240,7 310.8 
•nfclltveranlagte te 1ern ~001 Ertrag Kill. 1)1 17.9 22,1 21,9 36,2 23,2 
'Körperschdftsteuer 4) Hlll. Dli 151,2 180,6 211,7 123,4 216,4 

'Steuern v0111 lJIII atz 11111. DH 680,0 666,5 591,8 631,0 655,9 
• m •tzste~cr Mlll. DH 442,1 396,2 293,3 351,4 340.8 
*Ei nfuhrumsa tzs teuer 11111. DH 238,0 270,3 298,5 279,6 315.1 

•sundess teuPrn Hill. Dli 131,0 130,8 160,4 105,9 153,7 
'Zölle 11111. DK 0,1 0,0 0,0 0,0 o.o 
•verbrauchsteuern (ohne Bferstruerl 11111. Dli 118,5 118,4 153,9 97,4 146,6 

'Landesste ,crn Mlll. Dli 164,2 164,7 153,2 1&3,4 15"6,8 
'Vermögensteuer Mfll. Dli J0,9 27 ,b 28,8 25,3 29,1 
·~ ra ft f Ihrzeugs teuer 11111. DK 73,8 71,9 57.6 75,0 62,8 
•atersteuer 11111. 1)1 5,5 6,2 5,8 7. s 6,7 

·C~I ndes teuern Mlll. DK 261,0 267.5 263,5 291,1 
*Grundsteuer A 11111. Dli 7,3 7, 5 7,1 e.o 
•Grunds teuer 8 11111. Dli 57,3 61,0 53,7 79,4 
·~werbes teue• 

nach Ertr~g uni! Kapital (brutto) Mlll. DM 181,8 189,8 194,9 193,3 

STEUERVERTEILU~C A!J'F DIE CEBIETSK!IRPERSCHAfTEN 

•steueret nnah!!len des unde~ Mlli.DH I 202,7 I 211,5 I 308,2 I 179,0 I 424,4 
*Anteil an den Ste er~ VOOI Efnl.omen Kill. DM 601,3 628.8 729,0 643,3 808,4 
*.l~tell an den Stt!ul!r~ VOIII U!Dsatz 111111. DM 452,2 436,6 387,6 413,3 429,6 
*Anteil en der Ccwerbuteue•umllge 11111. DM 18,2 15,3 31,1 16,6 32,7 

*Steuere! nnahmen des Landes lllll. DM 1 293,4 I 347,9 1 420,0 428,1 1 661,6 
*Anteil an den Steuern VOll Ein~ Olll:len Hili. DM 735,3 776,5 873,1 793,7 990,0 
*Anteil an den Steuern VOll! Umsatz Mlll. DM 375,7 39!,4 362,6 454,4 482,1 
*Anteil an der Ctwerbt-steu~rumlag• Hfll. OH 18,2 15,3 31,1 16,6 32,7 

*SteuerelnnahlllCn der Gemeinden 
und Ge!IICII ndeverbinde Hfll. DM 45S,2 .73, 7 702,0 472,7 

•Gewerbes teuer 
n•ch Er~rag und ~apitel (netto)5l Mlll. DM 145 •• 159,3 132,6 160,7 

*Anteil an der lohn- und 
ve~anlagten Elnk~nsteuer Mill. DM 230,6 236,7 500,8 214,7 

FuOnoten nächste Seite 



NOCH: MONATS- U~D YIERTELJAHRESlAHlEN 

19SJ 1984 1994 1935 

Monats- Ott. ~OV. Dez. Sept. Oltt. Nov. Dez. durchsch~l tl 

PREISE 

PRriSI~DEXZJFFERN IK IW.~DESGtB I(T 1980 ; 100 

finfuhrprelse 115,8 122,8 125,5 124.7 125,5 123,0 119,6 118,7 

~usfuhrpre1se m,J 116,2 117.5 117,5 117,6 119,5 119,0 118,7 

Grun<lstoffprel se61 115,2 121,2 123,0 122,6 123,0 121,3 118,8 117.9 

( rleugerpretse 
121,9 gNerb1fcher Produk te6 I 115,8 119 , 2 120,3 120,3 120,4 122,1 121,9 

landwl rtscha ftllcher Produk te6 I 108,2 106,9 106,7 106,0 105,7 102.7 p 101,0 p 11.)2,4 

*Preisindex fur llohngeblude, ~~bau, 
Baul ehtungen 1ft! Gebäude 111,2 114,0 114,2 114,9 

EI ntaufsp~lse llnclwl rtsc~aftllchtr Betriebs•! ttel 
115,3 114,1 113,5 p 113,9 (Ausgabenlndexl 6) 113,8 116,1 115,4 115,2 

EInzelhandel sp~lse 113,2 115,6 115,7 115,9 116,0 ll7 ,3 117,3 117,8 117,8 

·P~Islndex filr die Lebenshaltung 
119,0 ll9,3 120,9 121,1 121,3 121,4 aller privaten Haushalte 115,6 118,4 119,2 

darunter fur 
•uahrungsttlttel, Getrlnte, Tabakwaren 114,3 116,0 11 s,o 115,2 115,3 116,2 115,9 116,1 116,4 
Btllleldung, Schuhe 11),0 115,7 116,6 117,0 117,0 118,8 119,1 119,7 11g, 1 
lloh~u~gSIIIIeten 115,6 120,0 121,5 121,9 122,1 124,5 124,1 124,8 125,0 
Ene:;vle lohne Kraftstoffel 124,5 128,8 132,0 130 , 9 131,1 ll4,3 13l,4 1l4, 5 132,3 
KÖbt , Haushaltsgeräte u. a. Guter 

fur die H•u~hal tsfuhrung 113,7 115,9 ll6,3 116,5 116,5 118,1 118,2 118,5 119,4 

lÖii~E UND GEHll TER 

- Effektivverdienste ln DK -

AllBEITtR IN IIIIIUSTRIE lJIIl) HOCH- UNO TIEFBAU 

8ruttowochenv•rdfe~ste 

•mannliche Arbe! ter 671 686 690 712 
darunter *Facharbeiter 691 713 719 745 

•weibliche Arbeiter 454 467 470 485 
darvnter "Hilfsarbeiter 4lS 446 449 463 

BruttOitundonverdfenste 

*llklnnltc!le ArbeIter 16,34 16,69 16,18 17,2b 
darunter *Facharbeiter 17,07 17,45 17,56 18,10 

*weibliche Arbeiter 11,43 11,72 11,81 12,26 
darunter *!lllfsarbefter 10,97 11,23 U,32 11,73 

IJezahl te Wochenarbeitszelt 

minnllche Arbeiter (Stunden) 40,9 41,0 41,1 41,2 
.. ~lblfcht Arbeiter (Stunden) 39,6 l9,8 39,8 39,6 

A~GESTI:Ll TE. BAlm0110'lATSVEROIENSTE 

in lndu~trle und Hoch- und Tiefbau 

kaufllänn1sci!C Angestellte 

*~~annllch 3 848 a 981 4 023 A 152 
•weiblich 2 654 2 149 2 782 z 863 

Technische Angestell tc 

*llllnnllch 3 995 4 1)4 4 172 4 lOS 
*welbltch 2 602 2 692 2 732 2 795 

ln Handel, Kredit und Vorsfeherungen 

Kauflliinnl sehe Angestellte 

-..Innllch 3 185 3 265 3 283 J 389 
*welbl Ich 2 125 2 217 2 249 2 318 

TeChnische Angestellte 

aannlfch 3 179 3 255 J 305 3 423 
weiblich (I 914) (2 1781 (2 233) ~194 

ln Industrie und Handel zusaanen 

Kauflllnnfsche Angestellte 

llilnnlich 3 392 3 492 3 517 3630 
weiblich 2 270 2 363 2 397 2 470 

Technische Angestel 1 te 

lldnnlfch J 925 4 042 4 102 4 225 
weiblich 2 520 2 654 2 693 2 745 

•) Diele Positionen werden von allen Statistischen landesa .. tern f• "Zahlenspfegel' veroffentlieht 
1) Bestandsuhlen bef K~dlte und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oie .Angaben 11111fassen die fn Schleswtg-Holstel~ gele?enen Niederlassungen rler zur 
IIOnatlfchen BI hnzstallst1k berichtenden Kred!tlnstltute: ohne Land~slentralbank, ~ne die Kredltgenossenschaft~n Rafffelsenl, deren Bilanzsu-
111 31, 12. 1972 weniger als 10 Hfll. OM betrug, sowie ~ne die Postscheek- und Postsparkassenilliter 31 einschließlich durchlaufender Kredite 
41 nach 8er0cksfchtfgung der EinnahDen und Ausgaben aus der :Zerlegung 5) nach Abzug der GewerbeslP.uerulllage 6) ohne IJIDsatz-(Hehntert-lsteuer 



Jahr 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Jahr 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Jahr 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Jahr 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

zullt Bau 
genehm! gte 

Woh­
nungen 1) 
ln 1 000 

18 

16 

13 

17 
12 

Wohnungswesen 

fert 1ggeste11 te 
Wohnungen I) 

ins­
gesamt 

ln 1 000 

19 

18 
15 

14 

16 

1111 
sozialen 
Wohnungs­

bau 
1n" 

7 

10 

10 

Kfz-Bestand.,. 1. 7. 

Bestand 
an 

Wohnungen 
ln 

I 000 

1 107 

1 125 

1 140 

l 153 

1 170 

JAHRESZAHLEN 8 

Erscheint 1m monallic~en Wechsel mit A 

Ins­
gesamt 

6 t37 

8 Slb 

8 t32 

8 146 

10 081 

Aus fuhr 

1n 
EG-Lander 

in 
Lander 
der 
EFTA 

Hill. DM 

2 831 

3 309 

3 486 

3 541 

4 158 

863 

1 209 

185 

118 

1 176 

Straßenverkehrsuni • 11 e 
mit Personenschaden 

von Gütern 
der 

gewerb­
lichen 

Wl rtschaft 

4 964 

6 942 

6 709 

6 761 

8 526 

Frandenverkehr2 ) 

AnkUnfte 

ins­
gesamt 

2 976 

2 960 

2 888 

2 859 

2 832 

Auslands­
gaste 

238 

281 

Z76 
270 

278 

tn 

Sozialhilfe 

Ins­
gesamt 

000 

22 748 

II 64B 

16 949 

16 523 

16 328 

von 
Auslands­

gasten 

522 

546 

502 

SOS 

498 

----------------------------------------------------------------- Spar- ----------------------------elnlagenS) 

Kriegs­
opfer 

fursorge 
Ins­

gesamt 

129 

149 

169 

19ij 

1 229 

Kraft- J>tcw3l 
rader 

20 

24 

29 

34 

37 

lA I 000 

Steuereinnahmen 

968 

983 

999 

1 022 

1 049 

nach der Steuerverteilung 

des 
Bundes 

4 !i30 

4 617 

4 576 

4 811 

4 846 

des 
Landes 

4 162 

4 732 

4 859 

5 174 

5 391 

der 
G!!llleJnden 

1 825 

1 760 

I 749 

I 821 

I 895 

L~w4) 

56 
56 

55 

M 
54 

Steuern 
vom 

IJinSAtl 

2 352 

2 480 
2 443 

2 120 

2 666 

17 684 

17 427 

II 393 

18 394 

17 659 

Steuern6l 

Getotete Verletzte 

523 

521 

485 

519 

442 

22 904 

22 492 

22 399 

23 592 

22 515 

Steuern v0111 ElnkOIM1en 

Ins­
gesamt 

5 382 

5 262 
5 342 

5 546 

5 787 

LOhn­
steuer 

veranlagte 
Ei nkoonmen­

steuer 

M1ll. DM 

J 443 

3 570 

3 737 

3 961 

4 116 

397 

129 

979 

948 

926 

Preisindizes im Bundesgehlet 1980 ~ 100 

fur 
Wahn­

gebaude 

Lebenstlaltung 
aller pr1vaten 

Haushai te 

Ins­
gesamt 

~ahrungs­

llllttel, 
Getranke, 

tndustrtearbei ter9) 

Bruttowochen 1 ohn 

Hanner Frauen 

am 
31. 12 . 

in 
Hi11. OM 

13 928 

13 693 

14 539 

l$ 667 

16 231 

ver­
brauch­
steuern 

468 

522 
471 
474 

473 

Ins­
gesamt 

Aufwand 
tn 

Mtll. DM 

658,3 

735 ,9 

807,2 

863,5 

927,9 

Gewerbe­
steuer 

nach 
Ertrag 

und 
Kapital 

815 

773 
746 

727 
159 

Hll fe 
zum Lebensunterha 1 t 

Aufwand Empfanger 
tn in 

Mt 11. OM I 000 

213,2 

242,1 

276,2 

298,5 

330,1 

61,0 

56 ,4• 
68,7 

99 ,6• 

Aufwand 
in 

Htll. DM 

49,7 

54,7 

60,5 

62,0 

64,8 

Fundierte Schu 1 den 

des 
Landes 

9 Ob5 

10 145 

II ~34 

12 564 

13 768 

der Gemeinden uM 
Gemeindeverbande 7) 

tos­
gesamt 

2 610 

2 722 

2 843 

2 886 

2 949 

Kredit­
marH­
nnttel 

2 028 

2 110 

2 205 

2 220 

2 252 

Löhne ~nd Gehalter 

Angestellte in 
Industrie 9) und Handel 

Bruttoononatsgehal t 

kaufmannlsc~e 
Angestellte 

Manner Frauen 

technische 
Anges te 11 te 

Manner 

öffent I t eher Dl enst 

Bruttoononatsgehal t10) 

Beamte Angestellte 
A9 BATVIII 

(Inspektor) (Buro~raft) 
gewerb­
liCher 
Produkte 

landwJrt­
schaft­
Ii eher 
Produ~te Tabakwaren -----------------------------------------------------------------

100 

107,8 

114 ,I 

115,8 

119,2 

100 

106,0 

109,8 

108,2 

10~,9 

100 
105,9 

108.9 

111 ,2 

114,0 

100 

106 ,3 

111,9 

115,6 

118,4 

100 
104,8 

111,3 

114,3 

116,0 

609 

633 

646 

671 

686 

400 

420 

437 

454 

461 

3 008 

3 178 

3 349 

3 392 

3 492 

DM 

2 035 

2 158 

2 294 

2 270 

2 363 

3 490 

3 642 

3 805 

3 925 

4 042 

2 985 

3 111 

3 221 

3 284 

3 284 

2 210 

2 302 

2 384 

2 442 

2 454 

1) Errichtung neuer Gebaude 2) Bis 1980: tn 156 Berlchtsgemeinden, Fremdenverkehrsjahre (jeweils 1.10 bis 30.9.); ab 1981: 1n Schleswig-Holst.e1n, 
nur Beherbergungsstatten mit 9 und "'ehr Gastebetten, Kalenderjahre, et nsch 1 i eßl i eh k1 nderheime und Jugendherbergen; ab 1984: Auslancier el nschlleß11 eh DDR 
3) einschließlich Kombinationskraftwagen 4) einschließlich mtt Spezialaufbau 5) ohne Postspareinlagen 6) Quelle fUr staatliche Steuern. Der 
Ftnanlm1n1ster des Landes Schlesw1g-Hol$te1n 7) etnschlle~l,ch ihrer Krankenhauser, aber ohne Eigenbetriebe und Zweckverbande 8) ohne 
Umsatz-(Mehrwert- )steuer 9) e1 nschl ieß I l eh Ho,h- und T1 efbau 10) Endgeha 1 t. 01 e ~ngaben gelten fUr Verheiratete mtt et nem K t nd 
a) Hochgere.nnetes Ergebnis einer Reprasentat i v-Erhebung 



KRLISF'RrtE STAD~ 

flENSBURG 

KIEL 

LUBECK 

NEUHliHSTER 

Kreis 

Dl thmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nord'rfesland 

Os tbo 1s ttf n 

Pinneberg 

Plön 

ltenclsburg-Eckernförde 

Scnl eswi g-F'l ensburg 

Seget>erg 

Steinburg 

Ston!l4rn 

Schl eswl g·llolstef n 

KREISFREIE STAD' 

Kreis 

flEIISllURG 

KIEL 

L BECK 

NEll>limSTER 

Dithmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

llordfrfesland 

Ostbolstein 

Pinneberg 

P16n 

~endsburg-Eckernfilrde 

Sch 1 eswlg-1'1 cnsburg 

Segeberg 

Steinburg 

Sto"""rn 

Schleswlg·Ho 1stein 

BevolUrong .. 30. 9. 1985 

Insgesamt 

86 811 

245 121 

210 754 

78 417 

129 678 

157 941 

162 222 

195 785 

260 235 

118 000 

247 493 

182 918 

215 783 

127 577 

196 164 

z 614 959 

Betnet>e 
111 

31. 12. 1985 

69 

131 

139 

72 

75 

91 

55 

77 

183 

46 

122 

88 

168 

80 

144 

I 540 

Y~rinderung gegenuber 

VoJ110nal 
Vorjahres· 
Dlnat I I 

- 0,1 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,0 

- 0,1 

- 0,1 

- 0,2 

- O,l 

• 0,1 

- 0,4 

- 0,0 

+ 0,0 

+ 0,1 

• 0,2 

+ 0,1 

- 0,0 

fn 1 

+ 0,2 

• 0,2 

• 0, 7 

- 0,6 

• 0,5 

+ 0,2 

• 0,0 

+ 0,4 

+ 0,3 

• 0,1 

- 0,0 

+ 0,0 

+ 0,4 

- 0,1 

• 0,7 

• 0,0 

VerarbeItendes Gewerbell 

Beschaftlgte .... 
31. 12. 1985 

8 712 

23 899 

21 492 

9 923 

6 701 

7 810 

2 992 

5 878 

19 852 

2 564 

10 088 

5 026 

IS 164 

8 952 

16 532 

165 585 

KREISZAHLEN 

Bevo 1 kerungsveranden~ng 
Im Sept~er 1985 

llberschuO 
der 

Geborenen 
oder 

Gestorbenen 
(-1 

- 48 

- 59 

. so 
- 15 

• 51 

• 25 

8 

- 50 

• 14 

- 25 

- so 
- 10 

50 

• 29 

- 53 

• 437 

Umsatz4 I 
111 

Dezeaber 1985 
Mfll. 1)4 

206 

392 

355 

113 

366 

113 

69 

101 

292 

37 

151 

122 

260 

200 

382 

3 156 

!lande· 
rungs· 
gewinn 
oder 

verl us t 
(-) 

- 47 

- 37 

- 60 

• 77 

- 256 

- 156 

169 

- 427 

44 

76 

91 

- 228 

225 

• 679 

Bevölke­
rungs· 

:unahlll<' 
oder 

-abna~ 
(-) 

95 

60 

87 

10 

111 

102 

264 

206 

155 

452 

5 

66 

141 

257 

172 

- I 116 

Insgesamt 

34 634 

97 565 

83 730 

35 454 

68 366 

77 489 

80 847 

89 121 

126 399 

58 255 

122863 

94 646 

117 700 

64 068 

97 570 

I 248 709 

Unfille 

34 

99 

94 

44 

56 

75 

70 

82 

125 

48 

88 

71 

108 

62 

97 

!54 

Getötetroll 

2 

2 

4 

J 

2 

3 

2 

31 

~rafthhrzeugbes td~d 
am I. 7, 1985 

-----

30 952 

81 479 

15 096 

Jl 496 

54 971 

66 889 

65 411 

76 318 

110214 

49 058 

102 913 

76 914 

101 220 

52 366 

85 171 

1 067 077 

Ptw51 

11 nach dem GebietsHand ~0111 30. 9. 19R5 21 eiMchlfeOlfch der Innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit 1111 allgemeinen 20 und llthr Beschaftlgten 4) ohne Umsatzsteuer 51 efnschlleßlfch Kombinatfonskraftwagen 

Anmerkung: Eine ausfuhrliehe Tabelle llit Krefszahlen, dfe von allen Statistischen Landeslllltern gebracht werden, erscheint ln Heft 5 und ll 

Verletzte 

42 

114 

102 

49 

86 

97 

86 

lOO 

164 

58 

\18 

97 

133 

es 
125 

460 

je I 000 
Einwohner 

356 

357 

35b 

~01 

423 

4l4 

403 

390 

424 

4!6 

C16 

421 

470 

410 

438 

408 



ZAHLEN F 0 R D I E BUNOESLANDER 

Bevolhrung 
.. 30. 6, 1985 Arbeltsurtt *Yfehbestande 

Verlnderung Rindvieh 1111 3, 6. 1985 
gegenuber Arbe! ts 1 ose 

Kururbef ter offene SeiNeine 

Land am 
Honatsaltte Stellen fnsgesllllt MilchkÜhe 

ln 1 000 yz VorJahres- 30.11.1985 
November 1111 am lnsgesa•t (e!nschl. 

1970 stand 
1985 30. 11. 1985 2. 8. 1985 Zugi<Uhel 

ln S ln I 000 

Schl eswl 9-Hol s tel n 2 613,7 + 4,8 - 0,1 118 8,6 2,5 1 840 I 652 507 

Harnburg 1 585,9 - 11,6 - 0,9 89 6,6 2,9 8 14 3 

Niedersachsen 7 203,5 • 1, 7 - 0,4 327 17,4 11,8 7 729 3 503 I 106 

Bremen 663,4 - 8,2 - 1,2 40 2,6 1,4 9 23 5 

Nordrh~>l n-Wes tfalen 16 684,4 - 1,4 - 0,5 718 44,8 22,7 6 495 2 093 610 

Hessen 5 530,6 .. 2,8 - 0,3 156 9,8 li,S I 294 894 278 

llhe!nland-Pfa 1 z 3 619,2 - 0, 7 - 0,2 119 10,0 5,0 686 649 222 

Ba den-Wu rt tembe rg 9 252,6 • 4,0 • 0,1 204 25,0 22,9 2 374 1 824 665 

ßayem 10 961,0 • 4,6 - 0,0 308 24,9 21,5 4 328 5 235 2 026 

s.-rland I 048,3 - 6,4 - 0,3 52 6,4 1,5 48 72 23 

Berlf n (West l 1 852,7 - 12,1 + 0,0 79 3,6 6,5 3 I 0 

Bundesgebiet 61 015,3 • 0,6 - 0,3 2 211 159,6 110,2 24 813 15 959 5 445 

VerarbeItendes Grw•rbel l Bauhauptgewt>rbe3 l 
llohnungsw•sen 

I• Septellbtr 1985 

LAnd 
Umsa tz2l Beschäftigte lUIII ßaU 

8escha ft f gte 111 OktOber 1985 lllll 30. 9, 1985 genehllli gte Wohnungen 

aO! 
31, 10. 1985 

ln I 000 Hf 11. llH ~' Iandsoiiiutz fn 1 000 je I 000 Anzahl 
je 10 000 

fn S Efnwohn•r Einwohner 

Schluwlg-Hohtetn 168 3 365 19 41 16 775 3,0 

Hambur-g 140 8 242 10 22 14 208 1,3 

Hf edersachs~n 645 13 553 32 116 16 1 702 2,4 

Breuen 76 2 126 37 11 17 8l 1,3 

Nordrhet n•Westfalen I 962 38 q69 29 233 14 5 201 3,1 

Hess~n 623 10 224 29 90 16 1 897 3,4 

Rhetnhnd-Pfalz 368 7 526 35 65 18 I 317 3,6 

8aden-WUrtt(!Giberg 1 410 25 024 32 180 19 4 164 4,5 

Bayem 1 332 ?1 925 32 241 22 5 343 4,9 

Saarland 141 2 590 33 17 16 232 2,2 

8erlfn (West) 165 4 549 14 33 18 1 081 5.8 

undcsgeblet 7 029 138 092 29 049 17 21 993 3,6 

*I( fz-Bestand4l Straßen ver~ ehrsun fall e6l Bestand Steof"ef nnalnlen 
am 1. 7. 1985 11ft Personens:haden 111 O~tober 1985 an 

Spar-

P~w5l 
einlagen d@S des der 

Land 
71 L•ndes Bondes Ge11M!! nden 

ins- Verun- 111 

gesa,.t Unfalle Get&tete Verletzte glückte 31.10. 
Anza~l je 1 000 

je 100 1985 111 3. Vierteljahr 1985 
~nfälle tn Oll 

Einwohner je Efi!W, 
fn I 000 tn 1)4 je Einwohner-

Sch les><tg-Hol stef n I 249 l 067 408 1 419 33 1 825 131 6 218 558 457 

lfallburg 661 593 374 924 16 1 137 125 9 505 956 3 960 

~~ edernchsen 3 516 2 980 414 3 720 112 4 671 129 7 915 551 530 

Bremen 276 248 374 386 4 429 ll2 9 071 638 1 294 

~ordrhef n-Wcstfa len 7 778 6 932 415 7 805 145 9 325 121 8 822 615 969 

Heuen 2 882 2496 451 2 851 74 3 656 131 9 464 669 864 

qhefnhnd-Pfalz 1 922 1 614 446 1 849 46 2 402 132 8 874 S49 602 

Baden-llurttemerg 4 807 4 073 440 4 562 U6 5 816 131 9 738 680 873 

Bayern 5 60 4 694 428 5 673 196 7 439 135 9 828 636 716 

Saarland 515 459 438 552 10 677 124 8 385 547 554 

Berlfn (West) 724 637 344 l 158 10 1 399 122 8 339 514 1 812 

Bundesgebiet 30 1911 25 8451 424 30 899 792 38 776 128 8 983 625 904 

•) An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben uber Vfehbestilnde, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 
I) Betriebe Gift 1111 tllgemelnen 20 und ~~ehr Beschäftigten 2) ohne \lllsatzsteuer 3) Vorläufige Werte 
4) ohne Bundespost und Bundesbahn 5) efnschlfeßlfch Kombfnatlonskrafblagen 61 Schleswfg-Holstefn endgultlge, ubrfge Länder vorliuflge Zahlen 
7) ohne Postspareinlagen 
a l Llnder ohne, Bundesgebf et elnschl feOlfch Bundespost und Bundesbahn 

Ci.c6-uclf ,. Storrshtc~•" lond'ttSCMtl Sclti.,.,,.-Holt,.ltt 



Entwicklung im Bild 8 
Erschetnl om monati<Ct>en W- mot Teol A Elev04•erung (P.tvOik .. ng: ""lld naturltcooe Bevoll<"'uno>;bewegung Warl'le""''!sbewegur>gl Arbett.,.•doenste. Arbeit~. 

PI'M>nciO• aor '--'ahanung '"' llunae!gebiet St•_..".,",_, 

Verarbeitendes Gewerbe* 

3600 Mtll DM ------+--Umsatz 

3000 

2800 

2600 

2400 

17000 
16500 
16000 
15500 
15000 
14 500 

4 OOO -+--,-~-1-1 -, ---,-~-,-+-1-1-11 I II I I I I 

1983 1984 

darunter Schtffbau* 

600 Mtll. DM------+--Umsatz--+--------+ 

100 

15000 .,..~==-----t--
14000 ~-r--r------+--------+ 
13000 
12000 
II 000 
10000 

9000 -+~,~,~.~~~.~.~,~~~,~,-,-+~1~1-1~1~1---~~1~1-l~l---~1~1~1~1~ 

1983 1984 1985 

Bauhauptgewerbe 

6 000 -+---------- Geietstete Arbi.Jtsslunden -------+ 

6000 

5000 

50 000 -+-------!'~ 
46000 -+---r---' 
46000 
44000 
42000 
40000 
38000 -t-------t---------i--.1-l..-----,--.,--t 

II I I I I II I 

1984 
I II I I I II 

1983 
I I 

darunter Maschtnenbau* 

800 Mtll DM 

32 000 -+-------t----

31 000 -r~;:::::::r:=:::=t:=:=~::;:::::;q==:;:.;,_._. 
30000 
29000 
28000 
27000 

28 000 -+-'--, -~-~-~-~ II II II 
1983 

11111111111 
1984 

darunter Nahrungs- und Genußmittelgewerbe* 

I I II II I 

1985 
I II 

975 M1ll. DM-----+--- Umsatz---+--------+ 

925 + ---

825-

775 

725 

25000 -r------+--
24000 1------~------4-------+ 
23 000 - ~--=--=....,... 
22000 
21000-
20000 
19 000 +~, ~1--,1:-:-1 ~,---1 -:-1 ~1-,+-:-1 --:1--,1,...,--1 -I 

1983 1984 
I I I I I 

Baugenehmigungen 

1985 

2001-~~---~-~~~-~4---
11111111111 11111111111 111 

950 000 m 3 --..,;=;------ Umbauter Raum tm NIChtwohnbau ------+ 
800000 
650000 
500000 
350000 
200000 
50000 -r-:-,~l~l""'l:-:-'1":"1~1""'1:-:-'171~1-r~l-:-l~l-,l:-:-'l":"l~l-,l:-:-'171-:l~l~'-:-'~'-,',...,.-171-:l-:l,...,.-l-1~1-+ 

1983 1984 1985 
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